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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Die CDU hat ihre Wurzeln 
im Widerstand 
'*'s den „spontansten, sichtbarsten und wirksam- 
en Ausdruck der Wandlung Deutschlands und 
j!er Deutschen im 20. Jahrhundert" hat einmal 
Jugen Gerstenmaier, Mitverschwörer beim 
|*ttentat auf Hitler, die Gründung und 
^schichte der Unionsparteien genannt. 

•esen Satz hat der Parteivorsitzende, Bundeskanz- 
er Heimut Kohl, am 23. Januar in seiner Gedenkan- 
Prache aus Anlaß des 50. Jahrestages der Hinrich- 
Ung von zehn Widerstandskämpfern in Berlin-Plöt- 
elsee aufgegriffen und damit an den Neuanfang 

^ch 1945 erinnert. 

"^ Anfang des Jahres, in dem die CDU ihr 50jähri- 
j^s Bestehen feiert, ehrt Helmut Kohl zehn bedeu- 
te Repräsentanten des deutschen Widerstands, 
Je __ wje er sagt _ bereit waren, „für Menschen- 
würde und Freiheit, für Gerechtigkeit und Wahrheit 
nr Leben aufzuopfern". 

^ndament unseres Rechtsstaates 

dem diese Männer mit ihrem mutigen Handeln 
..s deutschen geholfen haben, nach dem Krieg in 

• e Gemeinschaft der freien Völker zurückzufinden, 
ihr Vermächtnis zum Fundament unseres freiheit- 

• ^en und demokratischen Rechtsstaates geworden, 
>, Pem „wir Deutschen nach Jahrzehnten der 
(j   Ung jetzt wieder gemeinsam leben dürfen". Mit 

r Ehrung macht der Bundeskanzler zugleich aber 

(Fortsetzung auf Seite 2) 
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Mit einer Kranznie- 
derlegung ehrte 
Bundeskanzler 

Helmut Kohl am 
23. Januar an der 
Gedenkmauer in 

Berlin-Plötzensee 
zehn Widerstands- 

kämpfer, die dort 
vor fünfzig Jahren 
von den Nazis hin- 
gerichtet wurden. 
Nach dem Hitler- 

Attentat fanden hier 
unter anderem der 
Mitbegründer der 

Widerstandsgruppe 
des Kreisauer Krei- 

ses, Helmuth James 
Graf von Moltke, der 
ehemalige württem- 

bergische Staats- 
präsident Eugen 

Bolz sowie der 
Physiker Erwin 

Planck den Tod. 

(Fortsetzung von Seite 1) 
auch deutlich, daß die Christlich Demo- 
kratische Union Deutschlands „ihre Wur- 
zeln ganz wesentlich in der Auflehnung 
des Gewissens und im Aufstand der Tat 
gegen die Nazi-Barbarei" hat. 
Deshalb waren es visionäre Worte, die 
Leo Schwering, einer der Gründungsväter 
der CDU im Westen, im Juni 1945 vor 
Überlebenden des rheinischen Wider- 
stands über seine ermordeten Gefährten 
sagte: „Sie fielen als Blutzeugen. Sie wer- 
den der Samen für unsere Zukunft sein." 

Klammer der neuen Partei 

Helmut Kohl: „Der Geist der Freiheit, 
der sich im Widerstand gegen totalitäre 
Unterdrückung und gegen Unrecht her- 
ausgebildet hatte, ist die entscheidende 
Klammer der neuen Partei gewesen." 
Die Erinnerung an ihre Ursprünge hat 
der Partei nach den Worten ihres Vorsit- 
zenden „auch in den Jahren der deut- 

schen Teilung die Kraft gegeben, uner- 
schütterlich am Ziel der Einheit unseres 
Vaterlands in einem freien und geeinten 
Europa festzuhalten". 

Grundkonsens erneuern 

Wenn der heutige Gedenktag überhaupt 
daran erinnere, daß die Würde jedes ein' 
zelnen Menschen aller staatlichen Gewä'1 

voraus geht, dann nimmt das Vermächt- 
nis des deutschen Widerstands alle dem0' 
kratischen Parteien in die Pflicht und is1 

eine unmißverständliche Mahnung, den 
antitotalitären Grundkonsens, auf dem 
die Bundesrepublik Deutschland nach 
dem Krieg gegründet wurde, zu erneuert1, 

Helmut Kohl: „Wer heute konsequent 
unsere freiheitliche Demokratie vertei- 
digt, wird morgen nicht in die Lage konr 
men, Widerstand leisten zu müssen. Int°' 
leranz und Mißachtung des anderen dür- 
fen in Deutschland nie wieder eine ^ 
Chance haben." 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Demokratie in Rußland unterstützen 
Die deutsche Haltung zum Konflikt in Tschetschenien 
Die Ereignisse der vergangenen 
Wochen in Tschetschenien sind eine 
Tragödie, die für ganz Rußland, vor 
allem für die Menschen vor Ort, 
schreckliche Folgen hat. Wir sehen die 
Bilder von erschlagenen, erschossenen 
Männern, Frauen und Kindern. 

^enn wir uns in diesen Wochen vorberei- 
ten, gemeinsam mit den Gegnern von 
Bestem im Blick auf die Zukunft ein Kon- 
*ept der Politik des Friedens und der 
Freiheit zu gestalten, wirken diese Bilder 
*üs Tschetschenien besonders schreck- 
'•ch. Wir empfinden das genauso ange- 
S'chts der Bilder, die uns seit Jahren und 
I^onaten aus dem früheren Jugoslawien 
Vermittelt werden. 
Weil dies so ist und weil wir wissen, was 
?s heißt, daß innerhalb weniger Wochen 
jn Tschetschenien nahezu eine halbe Mil- 
'on Menschen zu Flüchtlingen wurden, 
Rissen wir auch, wie wichtig es ist, daß 
le Völkergemeinschaft — und im Rah- 

^en unserer Möglichkeiten auch wir, die 
putschen — einen Beitrag dazu leistet, 

ese Schrecken zu beenden. 

Menschenrechte müssen auch von 
^gßland geachtet werden 

,Je Bundesregierung hat in diesen 
, 0chen jede Chance genutzt, in Gesprä- 
nen mit der russischen Führung deutlich 

s
u machen, daß Rußland das Recht hat, 

lr,e territoriale Integrität auch gegen 
Paratistische Bestrebungen zu verteidi- 

. n; aber wir haben genauso klar und 
u/'Weh gesagt, daß die Menschenrechte 

a die humanitären Prinzipien, die Ruß- 

land auch als Mitglied der Organisation 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa anerkannt hat, uneingeschränkt 
zu achten sind. Ich habe es in meinen 
Gesprächen so formuliert: daß es hierzu- 
lande niemand verstehen kann, wenn Flä- 
chenbombardements und Angriffe gegen 
die Zivilbevölkerung als angeblich geeig- 
netes Mittel angesehen werden, um zu 
einer friedlichen Lösung zu kommen, und 
daß wir ein solches Vorgehen entschieden 
ablehnen. 

Rußland muß einen guten Weg in 
die Zukunft finden 

Ein Blick auf die Landkarte zeigt, daß 
Rußland auch nach dem Ende der frühe- 
ren Sowjetunion das mit Abstand wich- 
tigste und mächtigste Land unter unseren 
Partnern im Osten Europas ist — ob uns 
das gefällt oder nicht. 

Für Deutschland und Europa ist es 
entscheidend, daß nach dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion 
alle diese Staaten ihren Weg in eine 
gute Zukunft finden. 

Aber entscheidend wird sein, daß Ruß- 
land diesen Weg findet. Denn ohne eine 
friedliche und demokratische Entwick- 
lung in Rußland wird es keine solche 
etwa in der Ukraine geben. Ohne eine 
solche Entwicklung werden unsere ande- 
ren Nachbarn — ich verweise nur auf 
Tschechien, auf die Slowakei, auf Ungarn 
und auf Polen — keine friedliche 
Zukunft haben, und wir auch nicht. Des- 
wegen war es immer unser Betreben, daß 
Demokratie, Rechtsstaat, freiheitliche 
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Wirtschaftsordnung und Weltoffenheit 
Ziele sind, die in Rußland verwirklicht 
werden müssen. 

Besondere Probleme Rußlands 

Nun höre ich Urteile über Boris Jelzin, 
über die ich wirklich nur staunen kann. 
Es geht hier doch nicht um die Verherrli- 
chung eines Mannes, hier geht es um die 
Beurteilung der Tatsachen, die wir vorfin- 
den : Dieser Mann ist der erste frei 
gewählte Präsident Rußlands. Er hat das 
Erbe von 74 Jahren kommunistischer 
Herrschaft, totalitärer Herrschaft, über- 
nommen, auch das Erbe des Archipels 
GULag, die Zerstörung der sozialen 
Strukturen dieses Landes mit all dem, 
was dazugehört. Diejenigen, die aus dem 
Westen kommen — nicht nur aus 
Deutschland — und dann rechthaberisch 
genau wissen, wie Rußland reformiert 
werden soll, sollten einmal vergleichen, 
wie schwierig ein solcher Prozeß der 
Umwandlung in all den anderen Ländern 
ist, die den Kommunismus aufarbeiten 
müssen — ob im Bereich der früheren 
DDR oder ob in den anderen Ländern 
des früheren Warschauer Pakts. 
Wenn dort jetzt wieder uralte nationalisti- 
sche Tendenzen aufleben, wenn wir zu 
Recht darüber klagen, daß sich dort Kor- 
ruption entwickelt, die das staatliche Wir- 
ken immer schwieriger macht, wenn man 
weiß, wie schwer sich die alten Struktu- 
ren überwinden lassen, dann, so finde 
ich, dürfen wir den Russen und ihrer 
Regierung nicht mit Besserwisserei kom- 
men; wir müssen ihnen auf dem Weg der 
Reformen helfen. Vergessen wir auch 
nicht die besondere geographische Situa- 
tion, in der sich dieses Land befindet. 
Sollte sich in der Kaukasus-Region ein 
islamischer Fundamentalismus durchset- 
zen, so hätte dies Auswirkungen auf die 
Türkei, und von der Türkei wiederum auf 
den Maghreb. Wenn hier im Blick auf 

Tschetschenien dauernd von „Terror" 
geredet wird, dann erinnere man sich 
doch auch daran, was in diesen Wochen 
und Monaten in Algerien geschieht, und 
zwar ohne vergleichbare Empörung der 
Weltöffentlichkeit. 
Wenn das alles richtig ist, dann heißt das 
doch: Wer über Tschetschenien redet, 
muß auch über die Zukunft Rußlands 
nachdenken. Deswegen bekenne ich mich 
nachdrücklich zu jener Politik, die die 
Bundesregierung und übrigens alle 
unsere Freunde und Partner in der westli- 
chen Welt betreiben. 
Wenn die französische, die britische und 
die amerikanische Regierung in dieser 
Frage die gleiche Position einnehmen, 
dann geschieht das nicht aus Ängstlich- 
keit oder Mangel an Mut, sondern weil 
wir unseren Einfluß mit Vernunft und 
unter Maßgabe unserer Möglichkeiten 
für friedliche Lösungen in Tschetsche- 
nien geltend machen. 

Wir wollen weiter hilfreich sein   ^ 

Die Politik der Bundesregierung gegen- 
über Rußland wird von unseren grundle- 
genden Interessen und von festen Prinzi- 
pien geleitet. Ich bleibe dabei: Es ist 
unser fundamentales Interesse, daß die 
Entwicklung Rußlands hin zu Demokra- 
tie, Rechtsstaat und Marktwirtschaft 
nicht aufgehalten wird; deshalb wollen 
wir trotz der erheblichen Rückschläge — 
vor allem im Bereich der Ökonomie — 
weiter hilfreich sein. 
Aber bei all dieser Unterstützung bleibt 
unser entschiedener Wunsch — und die- 
ser wird mit aller notwendigen Deutlich- 
keit zum Ausdruck gebracht — , daß die 
russische Führung erkennt, daß eine 
gewaltsame Lösung im Tschetschenien- 
Konflikt auf Dauer dort keinen Frieden 
herbeiführen wird und daß das Ansehen 
und die Reputation Rußlands dadurch 
schwersten Schaden nehmen. 
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Wir wollen auch keine Isolierung dieses 
Landes. Jeder Versuch einer Isolierung 
Wäre töricht und gefährlich. Er würde 
den reaktionären und extremistischen 
Kräften in die Hände spielen. Ich meine 
nicht nur einen ganz bestimmten Expo- 
nenten, der bei dieser Gelegenheit regel- 
mäßig zitiert wird. Wer sich einmal auf- 
merksam — ich wünsche mir, das würden 
mehr Beobachter tun — mit den Diskus- 
sionen im russischen Parlament beschäf- 
tigt und einmal nachliest, was dort an 
radikalen Gedankengängen vertreten 
Wird, der kann nur zu dem Schluß kom- 
men: Es gibt in der russischen Gesell- 
schaft Kräfte, bei denen wir nur gemein- 
sam den Wunsch haben können, daß sie 
niemals an die Macht kommen! 
Deswegen muß es jetzt unsere entschlos- 
sene Politik sein, auf der einen Seite eine 
Entwicklung hin zur Gewalt zu bremsen 
mid zu stoppen, auf der anderen Seite die 
Demokratie in Rußland zu unterstützen. 
Daß trotz aller Probleme, die dieses Land 
mu, gerade in der Frage Tschetschenien 
^°rt eine sehr offene Diskussion im Par- 
lament, auf der Straße und in den Presse- 
organen geführt wird, zeigt doch, daß 
Rußland auf dem Wege zur Demokratie 
e,n großes Stück vorangekommen ist. 
etzt geht es darum, daß wir jede Chance 

nutzen, die wir haben, um das schreckli- 
che Geschehen in Tschetschenien zu 
beenden. Wir müssen die Gelegenheiten 
nutzen. Zur Klugheit gehört auch, daß 
die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten — das gilt nicht zuletzt für 
mich — in allen nur denkbaren 
Gesprächsmöglichkeiten das Notwendige 
tut, um unseren gemeinsamen Willen zum 
Ausdruck und zur Geltung zu bringen. 
Dazu gehört auch — das sage ich als letz- 
tes — , daß wir im Rahmen dessen, was 
Deutschland leisten kann, alles tun wer- 
den — auch das habe ich Präsident Jelzin 
gesagt — , um dort, wo jetzt humanitäre 
Hilfe dringend notwendig ist, unseren 
Beitrag zu leisten. Unser Ziel muß sein, 
daß die Flüchtlinge so schnell wie mög- 
lich in ihre Heimat zurückkehren können, 
daß der Wiederaufbau stattfindet und 
daß Frieden einkehrt. 

Die Politik der Bundesregie- 
rung war immer eine Politik 

für Frieden und Freiheit. Das 
gilt nicht nur in unserer 

Region, es gilt überall in der 
Welt. Das gilt auch für Ruß- 

land und Tschetschenien. 

Volker Rühe: Nicht akzeptable Verleumdungen 
Stellungnahme des Bundesverteidi- 
gungsministers zu den Äußerungen 
des russischen Verteidigungsmini- 
sters Pawel Gratschow: 
Die Angriffe des russischen Verteidi- 
gungsministers gegen den internatio- 
nal hochangesehenen Menschenrecht- 
'er Sergej Kowaljow und den Vorsit- 
zenden des Verteidigungsausschusses 
des russischen Unterhauses Sergej 
Juschenko sind nicht akzeptable Ver- 

leumdungen. Minister Gratschow muß 
begreifen, daß durch solche Ausfälle 
die Reformprozesse in Rußland und 
die Partnerschaft des Westens mit die- 
sem Land gefährdet werden. 

Ich rechne nicht damit, daß der russi- 
sche Verteidigungsminister nach 
Deutschland kommen wird, wie 
ursprünglich im Zusammenhang mit 
dem Forum Europäische Sicherheit in 
München geplant. 
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Aids-Bluter-Katastrophe: 

Seehofer bittet um 
sagt umfangreiche 
Anläßlich der Bundestagsdebatte über 
den Bericht des Aids-Bluter-Untersu- 
chungsausschusses am 20. Januar hat 
Bundesgesundheitsminister Horst See- 
hofer die Opfer und deren Angehörige 
um Verzeihung gebeten. 60 Prozent 
der HIV-Infektionen durch Blut und 
Blutprodukte hätten bei entsprechen- 
der Sorgfalt aller Verantwortlichen 
vermieden werden können. Die Ent- 
scheidung über die Gestaltung des 
Entschädigungsfonds werde so schnell 
wie möglich getroffen. Bundesgesund- 
heitsminister Seehofer vor dem Deut- 
schen Bundestag: 

Die Erkenntnisse des Berichts — alle Bei- 
träge haben es gezeigt — sind nicht leicht 
zu ertragen. Trotzdem müssen wir uns 
ihnen stellen: für die Betroffenen, weil sie 
mehr Klarheit über die Vorgänge bekom- 
men, die ihr Leben und ihre Lebensper- 
spektive so entscheidend verändert 
haben, und damit sie auch sehen, daß die 
Gesellschaft und das deutsche Parlament 
an der Aufklärung interessiert sind und 
an ihrem Schicksal Anteil nehmen. Die 
Erkenntnisse sind aber auch für diejeni- 
gen wichtig, die heute und in Zukunft 
Verantwortung tragen. Wir mußten des- 
halb sorgfältig untersuchen, wie es zu den 
damaligen Fehleinschätzungen gekom- 
men ist. Ich stimme allen zu, die sagen: 
Wir müssen für die Zukunft daraus noch 
mehr Konsequenzen ziehen als ohnehin 
innerhalb der letzten zwölf Monate 
bereits geschehen. 
Der Ausschuß hat nach intensiver und 
detaillierter Aufarbeitung des nationalen 

Verzeihung und 
Maßnahmen zu 
und auch internationalen wissenschaftli- 
chen Erkenntnisstandes das Ergebnis for- 
muliert, daß seit 1980 HIV-Infektionen 
durch PPSB und seit Anfang 1983 HIV- 
Infektionen durch Faktor-VIII-Produkte 
hätten verhindert werden können, wenn 
die möglichen Sicherheitsmaßnahmen als 
geboten erkannt und auch ergriffen wor- 
den wären. Der Bericht des Untersu- 
chungsausschusses macht deutlich, daß 
alle Beteiligten in der Pflicht sind, den 
Betroffenen schnell und unkompliziert zu 
einer angemessenen Entschädigung zu 
verhelfen. Je tiefer man in das Geschehen 
einsteigt, um so unverständlicher wird 
das Verhalten der Beteiligten. Immer 

Horst Seehofer: Wie müssen 
alles tun, damit sich eine 
derartige Katastrophe nicht 
wiederholen kann. 

drängender wird die Frage: War dies 
alles bei der gebotenen Sorgfalt tatsäch- 
lich unvermeidbar? — Hier gibt der 
Bericht des Untersuchungsausschusses 
eine klare Antwort. Er zeigt, daß vor 
allem das Verhalten der pharmazeuti- 
schen Industrie und der Behandler nebe 
dem zögerlichen Verhalten der Behörde* 
zur Katastrophe geführt hat. 
Das Schicksal der Betroffenen und ihref 

Angehörigen geht mir tief zu Herzen. Ic 

habe mit vielen von ihnen sehr zu Herze 
gehende Gespräche geführt. Es hat bei 
allen, die für die Versorgung und Thera- 
pie mit Blut und Blutprodukten Verant- 

J 
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^Ortung getragen haben und tragen, Ver- 
SaUmnisse gegeben: bei der pharmazeuti- 
Schen Industrie, bei behandelnden Ärzten 
Jjttd Krankenhäusern, bei Blutspende- 
J'ensten und bei Wissenschaftlern. Auch 

en Bundesbehörden sind Fehleinschät- 
Ur»gen unterlaufen. Hier hätte rascher 

Und energischer gehandelt werden müs- 
Ser»; dann wäre möglicherweise vielen — 
Wenn auch nicht allen — Infizierten ihr 
Schweres Schicksal erspart geblieben. 
kehrte Betroffene und Familien, für die 
ehleinschätzungen der Bundesbehörden 

föchte ich die Betroffenen im Namen 
er Bundesregierung um Verzeihung bit- 

etl- Ihr Leid kann nicht wiedergutge- 
macht werden. Aber Sie dürfen sich dar- 
u'verlassen, daß ich mich mit aller 

paft dafür einsetzen werde, daß den Be- 
°ffenen zumindest da geholfen wird, wo 
lr Hilfe leisten können: bei der Sorge 

. •*) die Absicherung der eigenen Zukunft, 
e' der Sorge um den Unterhalt der näch- 

,.?n Angehörigen. Schließlich müssen wir 
les tun, damit sich eine derartige Kata- 
r°phe nicht wiederholen kann. 
er Untersuchungsausschuß hat klar her- 

angearbeitet, daß viele der Betroffenen 
jyen Schmerzensgeldanspruch haben. 

Ie Verantwortlichen dürfen sich deshalb 

nicht mit dem Hinweis auf den Rechts- 
weg aus der Verantwortung stehlen. 
Mein Einsatz zielt auch darauf, so schnell 
wie möglich eine Entschädigungslösung 
zu finden. Der Untersuchungsausschuß 
hat hierzu drei Alternativen aufgezeigt 
und dabei insbesondere das Modell einer 
freiwilligen Fondslösung favorisiert. 
Nach diesem Modell sollen Pharmaindu- 
strie, Bund, Länder und Ärzte durch frei- 
willige Beiträge eine angemessene Aus- 
gleichsleistung ermöglichen. 
Ich habe bereits angekündigt, daß wir 
beim Arzneimittelhaftungsrecht handeln 
müssen. Innerhalb der Bundesregierung 
haben wir eine interministerielle Arbeits- 
gruppe eingesetzt, die derzeit dabei ist, 
die offenen Fragen zu klären. Ich will sie, 
weil mir das so wichtig ist, hier noch ein- 
mal stichpunktartig nennen: Es geht zum 
ersten um die Erleichterung des Beweises 
im Bereich der Produkthaftung. Der 
strenge, oft unerfüllbare Nachweis der 
Kausalität durch den Geschädigten darf 
nicht bestehen bleiben. Zum zweiten geht 
es um die Einrichtung eines Entschädi- 
gungsfonds zur Entschädigung in solchen 
Fällen, in denen die Ursache des Scha- 
dens bei Gabe mehrerer Produkte nicht 
nachgewiesen werden kann. 

Neue Spitze im Bundespresseamt: 

Hausmann wird Regierungssprecher 
j^er Münchner Rundfunkjournalist 
peter Hausmann wird vom 1. März an 
auf Vorschlag von Bundeskanzler Hel- 
^ut Kohl neuer Regierungssprecher 
Jjnd Chef des Presse- und Informa- 
'°nsamtes der Bundesregierung in 
*onn. 

,e der noch amtierende Regierungs- 
sprecher Dieter Vogel mitteilte, schei- 

et er nach vierjähriger Tätigkeit in 

dieser Funktion am 28. Februar aus. 
Schon jetzt hat der stellvertretende 
Regierungssprecher Norbert Schäfer 
das Bundespresseamt verlassen und ist 
in den einstweiligen Ruhestand verab- 
schiedet worden. Nachfolger Schäfers 
wird der bisherige Staatssekretär im 
Bauministerium, Herbert Schmülling, 
der diesen Posten bereits zwischen 
1985 und 1989 innehatte. 
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Ja zur Reform des 
Staatsangehörigkeitsrechts - 
Nein zur generellen doppelten 

Staatsbürgerschaft 
Zu dem am 18. Januar von der stell- 
vertretenden innenpolitischen Spreche- 
rin der SPD-Bundestagsfraktion, Cor- 
nelie Sonntag-Wolgast, eingebrachten 
Entschließungsantrag zur Erleichte- 
rung der Einbürgerung unter Hin- 
nahme der doppelten Staatsangehörig- 
keit erklärte der innenpolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Erwin Marschewski: 

| Das deutsche Staatsangehörigkeits- 
recht ist vom Grundsatz der Vermeidung 
von Mehrstaatigkeit geprägt. Dieser 
Grundsatz muß nach unserer Einschät- 
zung erhalten bleiben, beruht er doch auf 
der Erkenntnis, daß im Normalfall Mehr- 
staatigkeit grundsätzlich weder im Inter- 
esse der Staaten noch der Bürger liegt. Es 
besteht insbesondere die Gefahr, daß 
• durch die Doppelstaatsangehörigkeit 
ein Widerstreit von Pflichten und Rech- 
ten gegenüber unterschiedlichen Staaten 
und Rechtsordnungen (z. B. im Hinblick 
auf die Frage, in welchem Land die 
Wehrpflicht abgeleistet werden muß) 
ensteht; 
• die Doppelstaatsangehörigkeit vielfach 
zu Rechtsunsicherheiten bei Rechtsver- 
hältnissen führt, die nicht in allen betei- 
ligten Staaten gleich beurteilt werden 
(z. B. Regelungen von Fragen aus den 
Bereichen Familien- und Erbrecht); 
• die Zulassung der Doppelstaatsangehö- 
rigkeit zu einer ungerechtfertigten Besser- 

stellung der mit ihr versehenen Personen 
führt. So hat der „einfache" deutsche 
Staatsbürger z. B. nicht wie Doppelstaat- 
ler die Möglichkeit, den Zugang zum 
öffentlichen Dienst in zwei Staaten zu 
erhalten. 
Die Annahme, daß die erleichterte Ein- 
bürgerung und Hinnahme der Doppel- 
staatsangehörigkeit die Integration der 
betreffenden Ausländer in unsere Gesell' 
schaft fördere, ist falsch. Das Gegenteil 
ist vielmehr der Fall: Denn es ist die ma"' 
gelnde eigene Identifizierung mit der 
Bundesrepublik Deutschland, die dazu 
führt, daß die betreffenden Ausländer 
gerade nicht bereit sind, die deutsche 
Staatsangehörigkeit anzunehmen bei 
gleichzeitiger Aufgabe ihrer angestamrO' 
ten Staatsangehörigkeit. 
Dies ist um so überraschender, als imrner 

wieder behauptet wird, gerade die Ang6' 
hörigen der zweiten und dritten Auslän- 
dergeneration hätten keine sprachlichen, 
kulturellen oder beruflichen Beziehunge 

mehr zu ihren Heimatstaaten. Wir blei- 
ben dabei: Die Integration des Auslän- 
ders ist zwingende Voraussetzung sein6 

Einbürgerung und nicht umgekehrt! 
Da die Zulassung der Doppelstaatsang^ 
hörigkeit somit mehr Konflikte schafft a 

sie nach Ansicht ihrer Verfechter lösen 
kann, vertritt die CDU/CSU-Bundestag' 
fraktion die Auffassung, daß eine Verb6 

serung der Integration bei uns lebender 
Ausländer in unserer Gesellschaft nur 
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jjurch eine deutliche Erleichterung der 
Einbürgerung erreicht werden kann. 
*chon bei der 1993 erfolgten Neurege- 
lung des Asylrechts sind deshalb auf 
jjnsere Initiative hin bereits erhebliche 
Erleichterungen der Einbürgerung inte- 
jjrationswilliger Ausländer erreicht wor- 
aen. Diesen Weg werden wir auch in die- 
Jer Legislaturperiode konsequent fortset- 
zen 

. Deshalb haben wir in der Koalitions- 
^reinbarung festgelegt, für in Deutsch- 
end geborene Kinder der 3. Generation 
j-'ne deutsche „Kinderstaatszugehörig- 
*eit" einzuführen, für die folgende Eck- 
Punkte gelten: 

Ein Elternteil ist in Deutschland gebo- 
.en, beide Elternteile haben sich in den 
^|zten zehn Jahren vor der Geburt des 
Rindes rechtmäßig hier aufgehalten und 
'nd im Besitz einer unbefristeten Aufent- 
a,tsgenehmigung; 
das Kind erwirbt mit der Geburt die 

putsche Kinderstaatszugehörigkeit zu 
e'ner elterlichen Staatsbürgerschaft 
,'nzu. Die Feststellung erfolgt auf Antrag 
.eider Eltern bis zur Vollendung des 12. 

eoensjahres des Kindes durch die 
"ständige Behörde; 
Ausländer mit deutscher Kinderstaats- 
Sehörigkeit erhalten die gleichen Aus- 

Voir?apiere wie Deutscne und smd nicht- 
e 'Jährigen Deutschen gleichgestellt; die 
^eiterten Nachzugsmöglichkeiten blei- 

n ausgeschlossen; 

er). 
e deutsche Kinderstaatszugehörigkeit 

J'scht kraft Gesetzes, wenn nicht binnen 
UK

S
 
Jahres nacn Vollendung des 18. 

,je
bensjahres des Kindes das Erlöschen 

ty. ^eiteren Staatsbürgerschaft nachge- 
.   sen wird. Wird dies nachgewiesen, 
^ nde,t sich die deutsche Kinderstaats- 

sehörigkeit in die deutsche Staatsbür- 
r*c«aftum. 

le Bundesregierung wirkt zudem dar- 

auf hin, daß in den Herkunftsländern den 
Ausländern die Aufgabe ihrer bisherigen 
Staatsangehörigkeit zugunsten des 
Erwerbs der deutschen Staatsangehörig- 
keit in einem einfacheren Verfahren 
ermöglicht wird. 
Das neue Rechtsinstitut der „Kinder- 
staatszugehörigkeit" hat den Sinn, Kin- 
dern ausländischer Eltern, die seit vielen 
Jahren — nicht selten sogar seit Genera- 
tionen — bei uns leben, die Integration in 
unsere Gesellschaft zu erleichtern. Dies 
geschieht durch Beseitigung alltäglicher, 
aus ihrem bisherigen Status als Ausländer 
resultierender Schwierigkeiten (z.B. 
Visumspflicht bei Klassenfahrten in das 
nicht der EU zugehörige europäische 
Ausland). 

Zudem brauchen diese Kinder nach Voll- 
endung ihres 18. Lebensjahres kein spezi- 
fisches Einbürgerungsverfahren mehr zu 
durchlaufen, wenn sie endgültig Deut- 
sche werden möchten. Trotz dieser für 
das tägliche Leben der Betroffenen 
erheblichen Verbesserungen vermeidet 
die geplante Neuregelung aber die mit 
einer generellen Zulassung der doppelten 
Staatsbürgerschaft verbundenen Loyali- 
tätskonflikte und Privilegien der „Dop- 
pelstaatler" gegenüber den einheimischen 
Deutschen, weil die Kinderstaatszugehö- 
rigkeit lediglich eine Gleichstellung mit 
minderjährigen Deutschen bewirkt, mit- 
hin keinerlei politische Mitwirkungs- 
rechte, die lediglich Deutschen vorbehal- 
ten sind, verleiht. 

Der Erwerb der deutschen Staatsangehö- 
rigkeit nach Vollendung des 18. Lebens- 
jahres ist nach wie vor grundsätzlich nur 
dann möglich, wenn die Aufgabe der 
angestammten fremden Staatsangehörig- 
keit nachgewiesen wird. Wollen die 
Betroffenen also endgültig deutsche 
Staatsbürger werden, müssen sich sich 
bewußt und verantwortlich dazu beken- 
nen, gleichsam „auf Gedeih und Ver- 
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derb" Mitglieder unserer staatlichen 
Gemeinschaft zu sein. 
Diejenigen hingegen, deren Bindungen 
an ihre angestammte Heimat so stark 
sind, daß sie sich nicht zur Annahme der 
ausschließlichen deutschen Staatsangehö- 
rigkeit entschließen mögen, können nach 
Vollendung ihres 18. Lebensjahres nur 
noch diejenigen Rechte wahrnehmen, die 
ihnen unser Ausländerrecht gewährt. 

I Die in dieser Legislaturperiode vor- 
zunehmende Reform des Staatsangehö- 
rigkeitsrechts bedarf jedoch zahlreicher 
weiterer Elemente. Denn es ist allgemein 
bekannt, daß das im wesentlichen aus 
dem Jahre 1913 stammende Staatsange- 
hörigkeitsrecht mittlerweile veraltet ist. 
Hervorzuheben sind in diesem Zusam- 
menhang folgende Punkte: 

1. Wir wollen den Grundcharakter der 
Einbürgerung ändern: An die Stelle des 
Ermessens setzen wir die Anspruchsent- 
scheidung. 

2. Wir wollen weitere Erleichterungen 
der Einbürgerung erreichen. 

3. Nötig ist die Lösung offener Fragen 
zur DDR-Staatsbürgerschaft — insbeson- 
dere die Wirkung des Verlusts der DDR- 
Staatsbürgerschaft auf die deutsche 
Staatsangehörigkeit. 

4. Wir streben an, die sogenannte Status- 

eigenschaft (Deutsche ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit im Sinne von Art. 
116 Abs. 1 GG) unter gewissen Vorausset- 
zungen in die deutsche Staatsangehörig- 
keit überzuleiten. 

5. Wir wollen eine Rechtsgrundlage 
schaffen zur bindenden Feststellung der 
Staatsangehörigkeitsverhältnisse durch 
die Staatsangehörigkeitsbehörden. 

6. Wir wollen die Verlustgründe deut- 
scher Staatsangehörigkeit ausdrücklich 
regeln: 
Wer freiwillig eine fremde Staatsangehö- 
rigkeit erwirbt, obwohl er dauernd bei 
uns lebt oder wer endgültig in sein 
ursprüngliches Heimatland zurückkehrt, 
soll künftig die deutsche Staatsbürger- 
schaft wieder verlieren. 

7. Unter welchen Voraussetzungen 
Deutsche, die in 2. oder 3. Generation 
dauernd im Ausland leben, die deutsche 
Staatsangehörigkeit weiter behalten kö«1' 
nen, sollte ebenfalls geregelt werden. 
Grundlage unseres Staatsangehörigkeit*' 
rechts wird allerdings das Abstammung* 
prinzip bleiben. Denn in Verbindung m' 
dem generellen Verbot der doppelten 
Staatsbürgerschaft verbürgt es die für * 
ses sensible Rechtsgebiet unabdingbar 
erforderliche Rechtssicherheit und K.laf' 
heit der Zuordnung des einzelnen in 
unserem Staatsverband. 

Bremer SPD-Mitglieder gründen neue Wählervereinigung 
In Bremen haben mehrere SPD- 
Mitglieder eine neue Wählerverei- 
nigung gegründet, die der regieren- 
den Ampel-Koalition politisch „den 
Marsch blasen" will. 
Bei der Bürgerschaftswahl im Septem- 
ber erhofft sie sich einen Stimmenan- 
teil von deutlich mehr als zehn Pro- 
zent, sagte der Initiator der Vereini- 

gung „Arbeit für Bremen und Bremer- 
haven", Friedrich Rebers. 
Die Wählervereinigung besteht mehr- 
heitlich aus SPD-Mitgliedern, die mit 
der Politik der Ampel-Koalition aus 
SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grü- 
nen unzufrieden sind. Rebers gehört 
seit 1958 der SPD an und ist Vor- 
standsmitglied der Sparkasse Bremen- 
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Leistungen im Bundesfernstraßenbau: 

Umweltschutz wird großgeschrieben 
iManungsbeschleunigung 
'm wiedervereinigten Deutschland wird 
e'ne leistungsfähige Verkehrsinfrastruk- 
tur benötigt. Dies gilt besonders in den 
neuen Bundesländern. Daher muß nicht 
Aur schnell mit der Planung, sondern 
et>enso schnell mit dem Bau begonnen 
Werden. Daher wurde das Problem der 
'lanungsbeschleunigungangepackt und 
das Planungsrecht für ganz Deutschland 
^formiert. Dabei wurden selbstverständ- 
lich die Rechte der Betroffenen nicht ver- 
sessen und ökologische Gesichtspunkte 
nicht vernachlässigt. Es besteht aber jetzt 
die Möglichkeit, die dringend erforderli- 
che Vekehrsinfrastruktur zügig weiter 
aUszubauen. 

Ausbau der Verkehrswege in 
den neuen Bundesländern 
Gerade in den neuen Bundesländern 
^Urde dabei bereits viel erreicht. Seit der 
Wiedervereinigung wurden allein rund 
7000 km Bundesfernstraßen moderni- 
s,ert, aus- oder neugebaut. Allein dort, 
fischen Rügen und Plauen, stellen wir 
«is 1998 für Investitionen in den Bundes- 
^rnstraßenbau rund 20 Mrd. DM zur 
Verfügung. 
Jymliches gilt auch für die alten Bundes- 
länder. Insgesamt werden bis zum Jahr 
2012 über 450 Mrd. DM in die Verkehrs- 
'nfrastruktur der Bundesrepublik 
Deutschland investiert. 

^rivatfinanzierung 
ü^s wachsende Verkehrsaufkommen 
^acht es erforderlich, auch privates 
!>apital zur Finanzierung der Verkehrsin- 
rastruktur zu mobilisieren. In einem 
rsten Schritt wurden 12 Fernstraßenpro- 

jekte mit einem Investitionsvolumen von 
insgesamt 4 Mrd. DM vorgesehen, bei 
denen nach dem sogenannten Konzes- 
sionsmodell Private den Bau durchführen 
und das Projekt vorfinanzieren. Die Bun- 
desregierung hat darüber hinaus mit dem 
am 3. September 1994 in Kraft getretenen 
Fernstraßenbauprivatfinanzierungsgesetz 
die rechtlichen Voraussetzungen für den 
privaten Bau und Betrieb von kostenin- 
tensiven Tunnel- und Brückenbauwerken 
geschaffen. 

Umweltschutz 
Der Umweltschutz ist ein integraler 
Bestandteil der Verkehrspolitik, Maßnah- 
men zum 
• Schutz der Bürger vor Lärm und 

Abgasen, 
• Schutz von Natur und Landschaft 

(Wasser, Boden, Klima, Luft, Fauna, 
Flora, Erholung und Landschaftsbild) 

sind heute beim Straßenbau selbstver- 
ständlich. 
Im Interesse vom Umweltschutz und 
Mobilität ist es zudem Ziel der Bundesre- 

Von Matthias Wissmann, 
Bundesminister für Verkehr 

gierung, daß sich die prognostizierten 
Zuwächse im Straßengüterverkehr nicht 
länger allein auf der Straße vollziehen, 
sondern daß in zunehmendem Maße der 
Verkehr von der Straße auf die Schiene 
und die Binnenwasserstraße verlagert 
wird. Dieses Ziel verfolgt die Bundesre- 
gierung konsequent. 
So sind im Bundesverkehrswegeplan 
1992 erstmals mehr Investitionen für 
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Schiene und Wasserstraße als für die 
Straße vorgesehen. 47 Prozent der Inve- 
stitionen gehen in die Schiene und 7 Pro- 
zent in die Wasserstraße, 46 Prozent der 
Investitionen entfallen auf die Straße. 
Die umweltfreundlichen Verkehrsträger 
Schiene und Wasserstraße müssen gegen- 
über dem Straßengüterverkehr wettbe- 
werbsfähig werden. Ein erster Schritt 
dazu war die Einführung der Straßenbe- 
nutzungsgebühr für Lkw zum 1. Januar 
1995. 
Grundsätzlich werden Straßenbaumaß- 
nahmen durch empfindliche Gebiete ver- 
mieden oder so gestaltet, daß die Anlie- 
ger vor Immissionen geschützt und das 
Landschaftsbild geschont wird. Fließge- 
wässer werden mit ausreichend bemesse- 
nen Talbrücken überbaut. Kleintier- bzw. 
Wilddurchlässe sowie Wildbrücken sind 
heute beim Straßenbau ebenfalls selbst- 
verständlich, und schützenswerte Vegeta- 
tionsstrukturen werden vor Durchfüh- 
rung der Baumaßnahme umgesetzt. 
Unvermeidbare Beeinträchtigung von 
Natur und Landschaft werden durch die 
Neuanlage von Lebensräumen für Pflan- 
zen und Tiere im Sinne einer Biotopver- 
netzung ausgeglichen. 
Für diese Maßnahmen zum Schutz von 
Natur und Landschaft einschließlich 
Gewässerschutz und Grünpflege wurden 
bisher allein ca. 1,5 Mrd. DM ausgege- 
ben. Darin sind nicht die Aufwendungen 
für die generell natur- und landschafts- 
schonende Linienführung enthalten. 
In den vergangenen 4 Jahren wurden ca. 
300 km Lärmschutzwände, 170 km Lärm- 
schutzwälle und 180.000 m2 Schallschutz- 
fenster gebaut. 
Im Zuge des Neubaus von Bundesfern- 
straßen hat das Bundesministerium für 
Verkehr allein 1993 für Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege 
(z.B. Bepflanzung, Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen, Aufforstungen) insge- 
samt über 213 Mio. DM und für die 

Grün- und Biotop-Pflege ca. 208 Mio. 
DM aufgewandt. 
Allein für den Lärmschutz an Bundes- 
fernstraßen wie Lärmschutz- und Steil- 
wälle sowie Lärmschutzwände wurden 
bis Ende 1993 rund 3,9 Mrd. DM ausge- 
geben, von 1991 bis 1994 waren es 1,5 
Mrd. DM. 

Bau von Verkehrs- 
beeinflussungsanlagen 
Im Bundeshaushalt 1994 sind für die Ver- 
kehrsbeeinflussungsanlagen an Bundes- 
autobahnen 120 Mio. DM sowie an Bun- 
desstraßen 18 Mio. DM vorgesehen. Das 
gesamte Finanzierungsvolumen für den 
Programmabschnitt 1993 bis 1997 beträgt 
ca. 650 Mio. DM für die Errichtung von 
über 60 neuen Einzelanlagen zur Ver- 
kehrsbeeinflussung. 
Derzeit sind auf Bundesautobahnen rd. 
70 Verkehrsbeeinflussungsanlagen in 
Betrieb, für die der Bund bis Ende 1993 
mehr als 440 Mio. DM aufgewendet hat- 
Im gleichen Zeitraum beliefen sich die 
Kosten für Verkehrsbeeinflussungsmaß- 
nahmen an Bundesstraßen auf über 30 
Mio. DM. 
Ziel der modernen Verkehrsbeeinflus- 
sung ist es, vor allem die Verkehrssicher- 
heit zu erhöhen und den Verkehrsfluß zü 

verbessern. Des weiteren trägt sie auch 
zur Verringerung der Umweltbelastung 
durch den Straßenverkehr sowie zur 
Reduzierung von Zeit- und Energieverlu' 
sten bei. Solche Beeinflussungsanlagen 
steuern den Verkehrsablauf durch Wech- 
selverkehrszeichen. Es hat sich gezeigt, 
daß eine hohe Akzeptanz bei den Ver- 
kehrsteilnehmern für die Verkehrsbeein- 
flussungsanlagen besteht. Die Unfälle 
gehen um 30 Prozent, Unfälle mit Perso- 
nenschäden um bis zu 50 Prozent zurück- 

Telematik 
Die Bundesregierung investiert in den 
kommenden Jahren 6 Mrd. DM im Rah' A 
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j^en des Bundesverkehrswegeplans 1992 
"i die Telematik. Dieses wichtige 
'ukunftsthema wurde in der deutschen 
EU-Ratsspräsidentschaft erstmals zu 
einem europäischen Schwerpunktthema 
gemacht. Schließlich können moderne 
"erkehrsleitsysteme wichtige Beiträge lei- 
ten, u. a. zur Verbesserung der Verkehrs- 
s,cherheit durch Vermeidung von Staus 
*u einem verbesserten Umweltschutz 
durch Verkehrsvermeidung, etwa zur Ver- 
engerung von Leerfahrten und zur Ein- 
sParung von Verkehrswegeneubauten 
weh bessere Nutzung der vorhandenen 
'nfrastruktur. Die Rolle der Europäi- 
s^hen Union liegt dabei vor allem darin, 
a,e Techniken soweit kompatibel zu 
dächen, daß der Verkehrsteilnehmer sie 
europaweit nutzen kann. Geforscht wor- 

en ist inzwischen genug; jetzt braucht 
a,e Industrie Planungssicherheit und 
7uß wissen, unter welchen Konditionen 
le Angebote für Telematiksysteme auf 
en europäischen Markt bringen kann. 

^er Rat der europäischen Verkehrsmini- 
ster hat sich unter der deutschen EU- 
^tspräsidentschaft in Brüssel auf eine 
Entschließung zur Telematik im Verkehr 
geeinigt. Die Einigung umfaßt einen 
Katalog von Prioritäten, der sämtliche 

Verkehrsträger umfaßt. Der Rat erwartet, 
daß die Kommission auf dieser Grund- 
lage so bald wie möglich Vorschläge für 
konkrete Rechtsakte vorlegt. 

Radwegebau 
Die Bundesregierung dokumentiert auch 
ihre Unterstützung für den Radverkehr 
im Programm „Radwege an Bundesstra- 
ßen in der Baulast des Bundes". Dieses 
Programm umfaßt ein Konzept für den 
Bau von Radwegen an Bundesstraßen. 
Durch das Radwegeprogramm des Bun- 
des wurden bis 1993 rd. 4.000 km Rad- 
wege mit Kosten von 1,3 Mrd. DM reali- 
siert. Vor Programmbeginn gab es rd. 
8.000 km Radwege an Bundesstraßen in 
den alten Bundesländern. 

Ziel des Programms ist, bis zum Jahre 
2000 weitere rund 3.500 km zu bauen. 
Auch die neuen Bundesländer wurden 
in das Programm einbezogen. Bei einem 
Bestand von 500 km im Jahr 1992 soll die 
Länge der Fahrradwege an Bundesstra- 
ßen in den neuen Bundesländern bis zum 
Jahr 2000 rd. 2.000 km erreicht haben. 
Insgesamt werden dann im Jahr 2000 rd. 
16.000 km Fahrradwege an Bundesstra- 
ßen zur Verfügung stehen. 

München hat erstes elektronisches Grandbuch 
Mit dem Blättern in unhandlichen 
Grundbüchern ist es in München 
künftig vorbei. Bayerns Justizmini- 
ster Hermann Leeb hat jetzt das 
nach seinen Angaben bundesweit 
erste elektronische Grundbuch zur 
Probe freigegeben. 

Mit dem neuen Verfahren können 
auch Notare und andere Behörden 
über eine ISDN-Leitung Grundbuch- 
Anträge abrufen. Ein Zugriff Unbe- 
rechtigter soll durch eine „elektroni- 

sche Unterschrift" und andere Schutz- 
maßnahmen verhindert werden. 

An der Struktur des Grundbuchein- 
trags ändere sich nichts, teilte das 
Justizministerium mit. Die bereits vor- 
handenen sechs Millionen Münchner 
Grundbuchblätter wurden über Scan- 
ner erfaßt und in das System übertra- 
gen. Vor einem Jahr hatte Bayern das 
EDV-Verfahren mit Hamburg, Sach- 
sen und Sachsen-Anhalt entwickeln 
lassen. 
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Initiative zur Verbesserung des 
Ehrenschutzes der Bundeswehr 
Der verteidigungspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Fraktion, Paul Breuer, 
und der Obmann der CDU/CSU-Frak- 
tion im Rechtsausschuß, Wolfgang von 
Sterten, haben die Initiative ergriffen, 
um in Zukunft zu gewährleisten, daß 
Vergleiche von Soldaten mit Mördern in 
jedweder Form strafbar sind. 

Dies sei, so erklärten beide, dringend not- 
wendig. Sowohl Zeitungen als auch Funk 
und Fernsehen interpretierten immer wie- 
der den Beschluß des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 25. August 1994 falsch. Dies 
sei insbesondere Schuld der unklaren 
und komplizierten Begründung. Sie ver- 
leite den Laien dazu anzunehmen, das 
Bundesverfassungsgericht habe die 
Behauptung „Soldaten sind Mörder" 
generell als zulässig angesehen. Diesen 
Vorwurf müßten sich die Verfassungs- 
richter gefallen lassen. Durch eine Geset- 
zesänderung, so Paul Breuer, müsse ver- 
sucht werden, Klarheit für die Bevölke- 
rung, die Soldaten und die Gerichte zu 
bringen. Eine solche Initiative zur Ver- 
besserung des Ehrenschutzes der Bundes- 
wehr werde inzwischen auch auf der 
Ebene der CDU/CSU- Fraktionsführung 
unterstützt. Auch der stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende Rupert Scholz stehe 
den Überlegungen positiv gegenüber. 
Wolfgang von Stetten hat einen Formu- 

lierungsvorschlag zur Änderung des § 130 
StGB eingebracht, der im zuständigen 
Rechtsausschuß, im Bundesjustizministe- 
rium und einigen Länderministerien 
überprüft werde. Schon früher war aus 
der CSU eine Konkretisierung des straf- 
rechtlichen Beleidigungstatbestandes 
gefordert worden. 

Klarstellung schuldig  

Breuer und von Stetten stellten klar, daß 
niemandem bei berechtigter Kritik ein 
Maulkorb umgehängt werden dürfe. Nie- 
mand dürfe aber Soldaten der Bundes- 
wehr auch im entferntesten mit Mördern 
gleichstellen oder auch nur vergleichen, 
auch nicht unter dem Mäntelchen eines 
„Literaturzitats". Die Soldaten führten 
Aufträge des Deutschen Bundestages aus- 
Die Abgeordneten müßten sich deshalb 
dagegen verwahren, sie gäben Aufträge 
zum Mord. Die Klarstellung sei der Bun- 
destag aber vor allem den Berufs- und 
Zeitsoldaten und den Wehrpflichtigen 
schuldig, die — notfalls unter Einsatz des 
eigenen Lebens — durch ihren Dienst 
Frieden und Freiheit der Bürger unseres 
Landes verteidigen. Dies habe die CDU/ 
CSU-Fraktion in der Debatte des Deut- 
schen Bundestages am 21. September 
1994 unmißverständlich zum Ausdruck 
gebracht. • 

Wer die Soldaten als Mörder bezeichnet, der trifft keinesfalls nur sie. Er trifft auch 
ihre Familien und er trifft das ganze deutsche Volk, denn den Auftrag bekommen die 
Soldaten vom deutschen Volk. Er trifft im übrigen auch uns. Deswegen sind nicht nur 
wir gefordert, uns vor die Soldaten zu stellen, sondern die Soldaten fuhren Aufträge 
durch, die ihnen vom Deutschen Bundestag gegeben werden. Deswegen müssen auch 
wir uns dagegen verwahren, daß wir Aufträge zum Mord geben. 

Bundesverteidigungsminister Volker Rühe vor dem Deutschen Bundestag 
J 
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Neue Tauglichkeitskriterien 
stärken die Dienstgerechtigkeit 
Seit dem 2. Januar kann an Wehr- 
pflichtige bei der Musterung der neue 
Tauglichkeitsgrad 7 — wehrdienstfä- 
*%, verwendungsfähig für bestimmte 
«Tätigkeiten unter Freistellung von der 
Grundausbildung — vergeben werden, 
"ämit müssen künftig diejenigen 
Wehrpflichtigen, die den Anforderun- 
gen der militärischen Grundausbil- 
dung nicht genügen, nicht mehr grund- 
s*tzlich ausgemustert werden. 

^iese Wehrpflichtigen können jetzt in 
e,ner der zahlreichen Verwendungen bei 
der Bundeswehr, die — wie z. B. Stabs- 
r^nsttätigkeiten — zivilberuflichen 
ätigkeiten weitestgehend entsprechen, 

^'nnvoll ihren Wehrdienst leisten. Das 
l^ndesministerium der Verteidigung 
beabsichtigt, die ersten 1.500 Wehrpflich- 
ten mit diesem neuen Tauglichkeitsgrad 
lj zum 1. Juli 1995 zum Dienst bei der 
öundeswehr einzuberufen. 
^iese Grundwehrdienstleistenden wer- 
den Soldaten mit den gleichen Rechten 
Und Pflichten wie alle ihre Kameraden 
Uch sein. Ihre sinnvolle Verwendung 
^üß durch das Bereitstellen einer ausrei- 
ßenden Anzahl geeigneter Dienstposten 

v^ährleistet werden. Von den militä- 
'sch Verantwortlichen wird darüber hin- 
us erwartet, für eine gleichberechtigte 
Integration dieser Soldaten in den tägli- 
^en Dienstbetrieb Sorge zu tragen. Dies 

ist eine verantwortungsvolle Aufgabe. 
Eventuellen Fehlentwicklungen in die- 
sem Bereich muß von Beginn an konse- 
quent entgegengesteuert werden. 
Die den neuen Tauglichkeitskriterien 
zugrundeliegende Neufassung des § 8 a 
des Wehrpflichtgesetzes hat die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion mit Nachdruck 
durchgesetzt. Sie bedeutet vor allem eine 
Stärkung der allgemeinen Wehrpflicht. 

Von Jürgen Augustinowitz, 
Berichterstatter der CDU/ 

CSU-Bundestagsfraktion für 
das Wehrpflichtgesetz 

Denn mit dieser Änderung des Wehr- 
pflichtgesetzes sind wir einem langjähri- 
gen Ärgernis für viele junge Männer ent- 
gegengetreten. Vor dem Hintergrund viel 
zu hoher Ausmusterungszahlen stellte 
sich für diejenigen, die ihre Wehrpflicht 
durch den Dienst in der Bundeswehr 
erfüllten, mehr und mehr die Fragen nach 
der Dienstgerechtigkeit. 
Die Senkung des Anteils der bisher ca. 22 
Prozent Untauglichen eines Geburtsjahr- 
ganges auf voraussichtlich ca. 15 Prozent 
durch die neuen Tauglichkeitskriterien ist 
ein wichtiger Beitrag zu mehr Dienstge- 
rechtigkeit und damit auch eine Stärkung 
der allgemeinen Wehrpflicht. • 

dienst an der Gemeinschaft ist heute keine Selbstverständlichkeit. Im äußersten Fall 
~~~ den keiner will — kann treues Dienen auch den Einsatz von Gesundheit und des 
e'genen Lebens für andere bedeuten. Furcht und Gefahr dürfen den Soldaten nicht 
"Qvon abhalten, seine Pflicht zu erfüllen. Wie aber soll ein junger Mann wirklich über- 
Zeugt und treu dienen können, wenn er nicht sicher sein kann, daß wir ihn vor Verun- 
** lrnPfung schützen ? Deswegen stellen wir uns vor die Soldaten. 

Bundesverteidigungsminister Volker Rühe vor dem Deutschen Bundestag 
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Bund versichert 
Ex-Soldaten nach 
Die Pressemeldungen, daß das Bun- 
desverteidigungsministerium der Ren- 
tenversicherung Beträge in Milliarden- 
hohe für die Nachversicherung von 
ausgeschiedenen Zeitsoldaten schulde, 
betreffen einen Sachverhalt, der längst 
bekannt und vor allem seit Jahren 
geregelt ist. 

Es ist keine Frage, daß der Bund seiner 
Verpflichtung zur Nachversicherung der 
aus dem Dienst ausgeschiedenen Solda- 
ten nachkommt. Selbstverständlich ist 
gewährleistet, daß die Beiträge vollstän- 
dig gezahlt werden. 
Bereits 1993 wurde beschlossen, im Haus- 
halt des Bundesverteidigungsministerium 
zusätzliche Mittel für die Nachversiche- 
rung von Zeitsoldaten, die aus der Bun- 
deswehr ausscheiden, bereitzustellen. Im 
Jahr 1994 hat das Verteidigungsministe- 
rium sogar zusätzlich zu den im Haushalt 

vorgesehenen 1,1 Mrd DM weitere 0,4 
Mrd DM, die an anderer Stelle eingesp«*1 

wurden, an die Rentenversicherung abge' 
führt. Für 1995 sind nochmals 1,8 Mrd 
DM eingeplant, so daß die Zahlung der 
Beitragsrückstände für die Rentenversi- 
cherung der ehemaligen Soldaten bereits 
in diesem Jahr abgeschlossen ist. 

Dietrich Austermann, stellvertretender 
Vorsitzender der Arbeitsgruppe Haushai1 

der CDU/CSU-Bundestagsfraktion: 
Damit haben wir ein Problem erledigt, 
das seinerzeit unter der SPD-geführten 
Bundesregierung begann, die bereits 
einen Berg von unerledigten Nachversi- 
cherungen vor sich herschob. 

1993 dagegen lagen besondere und nach' 
vollziehbare Gründe für die hohe Zahl 
der Beitragsrückstände vor: Nach dem 
schnellen Abbau unserer Streitkräfte wUf 

den innerhalb weniger Monate die Nach' 
Versicherungsbeiträge für viele Tausend 
von auscheidenden Soldaten fällig, die 
aus administrativen Gründen nicht in 
ebenso kurzer Zeit erledigt werden konfl' 
ten. 

Aus der Bildungsarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

Für politische Funktions- und Man- 
datsträger im kommunalen Bereich 

führt die Konrad-Adenauer-Stiftung 
zahlreiche Fachtagungen durch — u. a. 
im Bildungszentrum Schloß Eichholz. 

Beispiele: 
Planen und Bauen in der 
Gemeinde — Aufgaben prakti- 
scher Kommunalpolitik, 24.3. bis 
26. 3.1995, Veranstaltung Nr. 72 
Hauptthemen: 
• Bau- und Planungsrecht 
• Flächennutzungs- und Bebauungs- 
plan als Steuerungsinstrumente der 
Gemeinde 

Politik in Zahlen: Der kommunale 
Haushaltsplan, 23.4. bis 
26.4.1995, Veranstaltung Nr. 164 
Hauptthemen: 
• Der kommunale Haushaltsplan: 
Zustandekommen, Abgrenzung, Syste- 
matik, Kontrolle 
• Wie erkennt man die Finanzlage 
einer Gemeinde? 
• Die Haushaltsrede 
Weitere'Informationen/Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Bildungszentrum Eichholz 
Postfach 1331 
50387 Wesseling 

i 
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Aussiedlerzahlen 1994 ähnlich 
Hie in den Vorjahren 
^ Jahre 1994 wurden 222.591 Spät- 
*Ussiedler in der Bundesrepublik 
Deutschland registriert. Der Zuzug 
Entspricht damit in etwa den Zahlen 
Jes Jahres 1993 (218.888 Personen). 
* Jahr 1992 waren 230.565 Aussied- 

ler 

I), 
in das Bundesgebiet zugezogen. 

•e Zahl der Antragsteller für einen Auf- 
ahmebescheid ist 1994 insgesamt 
urückgegangen. Sie erreichte etwa 98 
r°zent des Vergleichszeitraumes 1993 
nd 59 Prozent des Vergleichszeitraumes 

^'erzu erklärte der Aussiedlerbeauftragte 
er Bundesregierung, Horst Waffen- 

, "|oiidt, Parlamentarischer Staatssekretär 
e"n Bundesminister des Innern: 
Seit nunmehr vier Jahren reisen deut- 
•te Spätaussiedler in jährlich etwa glei- 

Mr Größenordnung in die Bundesrepu- 
.'* Deutschland ein. Der Zuzug bewegte 
"ch damit auch 1994 in dem vom Kriegs- 

K 'ßenbereinigungsgesetz vorgegebenen 
Rahmen. 

a 
ö«e Aufnahme von 222.000 Deutschen 

I s Ost- und Südosteuropa in Deutsch- 
v 

nd ist eine große Gemeinschaftsleistung 
c. n Bund, Ländern und Gemeinden, Kir- 
y.er>, Wirtschaft, sozialen Verbänden und 
l^e,en einzelnen Initiativen engagierter 
d'l"Urgerinnen und Mitbürger. Dafür 
jj.n'te »ch namens der Bundesregierung. 
. e großen Familien, die zu uns kom- 
I  n> und der Einsatz für sie sind in vie- 
I   Bereichen ein Gewinn für unser 

tu-   Cn 1994 bewährte sich das jetzt prak- 
4 ete Aussiedleraufnahmeverfahren: 
A   

r3gstellung aus der heutigen Heimat, 
H^Sledlung erst nach Erhalt eines Auf- 

^ebescheides für Deutschland. 

• Rund zwei Drittel der Aussiedler 
kamen 1994 aus den asiatischen Republi- 
ken der ehemaligen Sowjetunion, insbe- 
sondere aus Kasachstan, wo sich inzwi- 
schen viele Deutsche wegen nationalisti- 
scher und fundamentalistischer Bestre- 
bungen unsicher fühlen. Zehntausende 
Deutsche aus Mittelasien sind auch 1994 
nach Rußland ausgesiedelt und nicht 
nach Deutschland. Die von Rußland und 
Deutschland geförderten deutschen Sied- 
lungsschwerpunkte in der Russischen 
Föderation, insbesondere in Westsibirien, 
wo über 600.000 Deutsche leben, hatten 
1994 eine starke Anziehungskraft. 
• Die Bundesregierung wird auch 1995 
den Deutschen helfen, die aufgrund ihres 
Schicksals ein Recht haben, zu uns zu 
kommen. Und sie wird auch den deut- 
schen Minderheiten in Ost- und Südost- 
europa im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
Unterstützung geben, damit sie für sich 
und ihre Familien auch in ihrer heutigen 
Heimat positive Perspektiven haben. 
• Die Zahl der Aussiedler im Jahr 1995 
wird nach allen Erfahrungen entschei- 
dend abhängen von der politischen und 
wirtschaftlichen Gesamtentwicklung in 
den Staaten der ehemaligen Sowjetunion. 

Zitat 
Einige Sozialdemokraten scheinen die 
Worte Amnestie und Amnesie nicht 
mehr richtig unterscheiden zu können. 
Der sächsische Innenminister und 
stellvertretende CDU-Bundesvorsit- 
zende Heinz Eggert zur aktuellen Dis- 
kussion um eine Amnestie für ehema- 
lige Stasi-Mitarbeiter 
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Neue Länder und ihre Gemeinden 
mit eigener Finanzverantwortung 
Anläßlich des Inkrafttretens der Neu- 
ordnung des bundesstaatlichen Finanz- 
ausgleichs zum 1. Januar 1995 
erklärte Bundesfinanzminister Theo 
Waigel: 

Mit der zum 1. Januar 1995 in Kraft 
getretenen Neuordnung des bundesstaat- 
lichen Finanzausgleichs beginnt ein 
neues Kapitel in den Finanzbeziehungen 
zwischen Bund und Ländern. Die Neuge- 
staltung beruht auf dem im Rahmen des 
Solidarpakts von 1993 verabschiedeten 
Gesetz zum Föderalen Konsolidierungs- 
programm. Erstmals werden die neuen 
Länder und Berlin gleichberechtigt in 
den gesamtdeutschen Finanzausgleich 
einbezogen. 
Der für die Übergangszeit bis 1994 einge- 
führte und mehrfach aufgestockte Fonds 
„Deutsche Einheit" wird abgelöst. Damit 
ist die finanzpolitische Übergangsphase 
der deutschen Vereinigung abgeschlossen 
und ein weiterer entscheidender Schritt 
auf dem Weg zur Vollendung der Einheit 
Deutschlands vollzogen. 

Der neugestaltete Finanzausgleich sichert 
den neuen Ländern und ihren Gemein- 
den eine Finanzausstattung, die ihnen 
Pro-Kopf-Ausgaben von knapp 120 v. H. 
und Investitionsausgaben pro Kopf von 
gut 210 v. H. des Niveaus der alten Län- 
der ermöglicht. Dies geht einher mit einer 
Halbierung der derzeitigen Nettokredit- 
aufnahme der neuen Länder. 

Die neuen Länder und ihre Gemeinden 
erhalten im Jahr 1995 Transferleistungen 
für ihre Haushalte im Gesamtumfang von 
etwa 52 Mrd. DM (gegenüber 434,6 Mrd. 
DM an Leistungen des Fonds „Deutsche 
Einheit" im Jahre 1994). Zugleich wird 

ihre Finanzausstattung auch für die Fol- 
gejahre dauerhaft auf eine solide Basis 
gestellt. 
Durch die neue Umsatzsteuerverteilung 
und den Länderfinanzausgleich fließen 
den neuen Ländern 1995 Mittel in Höhe 
von rund 27 Mrd. DM zu. Der Bund trag1 

hierzu durch die Übertragung von 
7 Umsatzsteuerpunkten an die Länder 
16,5 Mrd. DM bei. Weiter erhalten die 
Länder 1995 Fehlbetrags-Bundesergän- 
zungszuweisungen und Sonderbedarfs- 
Bundesergänzungszuweisungen von 
zusammen rund 18,6 Mrd. DM. 
Außerhalb des eigentlichen Finanzaus- 
gleichs gewährt der Bund den neuen \M 
dem im Rahmen des Investitionsförde- 
rungsgesetzes Aufbau Ost (IfG) ab 1995 
für die Dauer von 10 Jahren zusätzliche 
Finanzhilfen des Bundes zur Steigerung 
ihrer Wirtschaftskraft in Höhe von 6,6 
Mrd. DM jährlich. Von diesem Betrag 
sind 0,7 Mrd. DM Finanzhilfen zur Kral' 
kenhausfinanzierung gemäß Art. 14 
Gesundheitsstrukturgesetz. 
Für die restlichen 5,9 Mrd. DM IfG-Mi*' 
tel haben die neuen Länder bereits ihre 
für das 1995 geplante Investitionsvorha- 
ben gemeldet. Investititonsschwerpunktf 
sind die Bereiche Verkehr, kommunale 
Investitionen, Wohnungsbau, Städtebau 
sowie Stadt- und Dorferneuerung. 
Die erheblich verbesserte Finanzausstat' 
tung erlaubt es den neuen Ländern und 
ihren Gemeinden, ihre Aufgaben in eige' 
ner Finanzverantwortung wahrzuneh- 
men. Die Neuordnung versetzt sie in d,e 

Lage, ohne zusätzliche Sonderfinanzie- 
rungen ihren infrastrukturellen Nachho 
bedarf gegenüber den alten Ländern in 
einem absehbaren Zeitraum abzubauen- 
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SPD-Sozialpolitiker unfähig zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
£u der Forderung, die Sozialhilfe 
sofort um 10 Prozent anzuheben, 
trklärt der sozialpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
Julius Louven: 

Öer SPD-Sozialpolitiker Rudolf Dreßler 
'Ordert die Bundesregierung auf, die 
sozialhilfe sofort um 10 Prozent anzuhe- 
ben, um dem Nachholbedarf der vergan- 
gnen drei Jahre gerecht zu werden. Er 
^•rft der Bundesregierung vor, mit „perfi- 
den Kampfbegriffen" wie Mißbrauchsbe- 
*ärnpfung oder Wahrung des Lohnab- 
standsgebotes nur darüber hinwegzutäu- 
Schen, daß sie die Sozialhilfe kürzen 
^olle. 

^wischen Sozialhilfe und Arbeitseinkom- 
men muß ein gebührender Abstand vor- 
fanden sein. Dieser kann nicht durch 
e,ne Anhebung der Löhne geschaffen 
^erden. In diesem Fall würden durch 
Rationalisierung oder Verlagerung ins 
kostengünstigere Ausland weitere 
Arbeitsplätze verloren gehen, die Arbeits- 

sigkeit also im Bereich der geringer IQ 

VUalifizierten zunehmen. Wird anderer- 
eits die Sozialhilfe heraufgesetzt, geht 
er Anreiz zur Aufnahme einer Erwerbs- 

lätigkeit verloren. 

f^chtig ist, daß das Verhältnis von Sozial- 
'•fe und Arbeitseinkommen neu justiert 

/'erden muß. Werden niedrige Lohnein- 
onimen durch Sozialeinkommen nicht, 
|e zur Zeit, weitgehend ersetzt, sondern 

^'t abnehmenden Beträgen aufgestockt, 
arm könnten bei niedrigen Lohnkosten 
°n den Unternehmen Arbeitsplätze in 

jjrößerer Zahl geschaffen werden, und für 
.'e Empfänger von Sozialhilfe würde es 
ch lohnen, niedrig entlohnte Arbeits- 

plätze zur Aufbesserung ihres Gesamtein- 
kommens anzunehmen. 
Während der SPD-Vorsitzende Rudolf 
Scharping seine Partei auffordert, sich 
der Debatte um die Mißbrauchsbekämp- 
fung nicht zu verschließen, spricht Herr 
Dreßler vom Gebrauch „perfider Kampf- 
begriffe". Wird hier die Union ins Visier 
genommen oder Herr Scharping? Oder 
weiß bei der SPD wieder einmal die 
Linke nicht, was die Rechte tut? Wer 
Mißbrauch hinnimmt, schadet nicht nur 
den ehrlichen Arbeitnehmern. Er nimmt 
auch hin, daß Beiträge an die Sozialversi- 
cherung ausfallen, was durch steigende 

Zwischen Sozialhilfe und 
Arbeitseinkommen muß ein 
gebührender Abstand sein, der 
nicht durch Anhebung der 
Löhne geschaffen werden kann. 

Beitragssätze ausgeglichen werden muß. 
Auch das gefährdet Arbeitsplätze. 
Herr Dreßler zeigt ein weiteres Mal, daß 
er unfähig oder nicht willens ist, sich der 
Frage nach den Ursachen der Arbeitslo- 
sigkeit vorurteilsfrei zu stellen. Er, der 
früher einmal Staatssekretär im Arbeits- 
ministerium war, beweist mit solch 
populistischen Forderungen, die nur dem 
Ziel der Stimmungsmache dienen, wie 
weit er sich inzwischen von der Fähigkeit 
entfernt hat, Verantwortung zu überneh- 
men. Ratsam wäre es gewesen, die Vor- 
schläge des zuständigen Ministeriums für 
eine Neukonzeption der Sozialhilfe und 
für eine wirksame Bekämpfung des Miß- 
brauchs abzuwarten und sich mit diesen 
sachgerecht auseinanderzusetzen. • 
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„Schlanker Staat" 
Gemeinschaftsaufgabe von Bund 

und Ländern 

Die „Verschlankung" des Staates, 
seiner Zuständigkeiten und Verfahren 
gehört zu den zentralen Aufgaben von 
Bund und Ländern in den kommenden 
Jahren. Die Gründe hierfür liegen nicht 
nur in den gegebenen Engen der öffentli- 
chen Haushalte, sondern auch im Bedarf 
nach grundlegender Erneuerung, Über- 
prüfung und Revision gegenüber vielfälti- 
gen Verkrustungen, Effizienzmängeln 
und übersteigerten Ansprüchen an den 
Staat. Es geht entscheidend auch um den 
Wirtschaftsstandort Deutschland, der 
ohne eine entsprechend effektive und 
inhaltlich aufgeschlossene öffentliche 
Verwaltung sowie einen entsprechend 
effizienten öffentlichen Dienst Gefahr 
läuft, weiter an Attraktivität zu verlieren. 
Stärkung von Freiheit und Selbstverant- 
wortung, stärkere Besinnung wieder auf 
das Subsidiaritätsprinzip und seine 
Begrenzung staatlicher Zuständigkeiten 
und Verfahren heißen die verfassungs- 
rechtlichen wie verfassungspolitischen 
Grundlagen des gegebenen Erneuerungs- 
bedarfs. 

| Neben der Koalitionsvereinbarung 
von CDU/CSU und FDP liegen die 
ersten maßgebenden Ansätze für die not- 
wendigen Reformen vor allem in Gestalt 
des Perspektivberichts der Bundesregie- 
rung über die Fortentwicklung des öffent- 
lichen Dienstes, im Bericht der Unabhän- 
gigen Expertenkommission zur Vereinfa- 
chung und Beschleunigung von Pla- 
nungs- und Genehmigungsverfahren 
„Investitionsförderung durch flexible 

Genehmigungsverfahren" sowie in 
Gestalt der Leitsätze der Innenpolitiker 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zur 
„Erneuerung des öffentlichen Dienstes" 
vor. 

U Wesentliche Fortschritte auf dem 
Wege zu einem „schlankeren Staat" sind 
von der Koalition bereits in der vergange- 
nen Legislaturperiode mit dem Verkehrs- 
wegebeschleunigungsgesetz, dem Pla- 
nungsvereinfachungsgesetz, dem Investi- 
tionserleichterungs- und Wohnbauland- 
gesetz sowie mit den Privatisierungsmaß- 
nahmen im Bereich von Bahn, Post, pri- 

Positionspapier von Rupert 
Scholz, Stellvertretender 

Vorsitzender der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

vater Arbeitsvermittlung und Flugsiche- 
rung geleistet worden. Auf diesem Wege 
gilt es, in der begonnenen neuen Legisla- 
turperiode voranzuschreiten. 

| Die Forderung nach einem „schlan- 
keren Staat" richtet sich ebenso an den 
Bund wie an die Länder, die Gemeinden 
eingeschlossen. In diesem Sinne formu- 
liert die Forderung nach einem „schlan- 
keren Staat" eine echte politische 
Gemeinschaftsaufgabe von Bund und 
Ländern, die es nach den Regeln und 
Gesetzlichkeiten eines effektiven koope- 
rativen Föderalismus zu erfüllen gilt. 

| Vom Bund sind umfassend gesetzge- J 
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berische Vorgaben zu leisten. Von den 
Ländern sind im Schwerpunkt exekutivi- 
sche Entwicklungen beizusteuern. Das 
Verwaltungsverfahrungsrecht von Bund 
und Ländern ist in abgestimmter Form 
auf die Anforderungen des „schlankeren 
Staats" auszurichten. Das gleiche gilt für 
das Recht des öffentlichen Dienstes wie 
für das Haushaltsrecht, wobei von Bun- 
des wegen wesentliche Vorgaben über 
das Haushaltsgrundsätzegesetz einzufüh- 
ren sind. 

[jj  Bund und Länder müssen nicht nur 
über Bundestag und Bundesrat zwecks 
Erreichung der hiesigen Zielsetzungen 
eng zusammenarbeiten, sondern sie sind 
auch auf ein verfahrensmäßiges Mitein- 
ander in besonderer Weise angewiesen. 
Es bedarf des umfänglichen Erfahrungs- 
und Informationsaustausches. Es bedarf 
abgestimmter Verfahren, vor allem in der 
Erprobung sowie in der Entwicklung von 
Offnungs- und Experimentierklauseln. 

(|Q Zu diesen Zwecken empfiehlt es sich, 
eme Bund-Länder-Kommission für Ver- 
^altungsinnovation und Effektivitätsver- 
8'eich zu konstituieren. Auf der Ebene 
des Bundes wird die Arbeitsgruppe der 
Ressorts der Bundesregierung und der 
J^oalitionsfraktionen zwecks zügiger 
Umsetzung der Vorschläge der Experten- 
kommission „Vereinfachung von Pla- 
nUngs- und Genehmigungsverfahren" 
Jjsch eingesetzt. Diese soll nach der 
**°alitionsvereinbarung ihre Vorschläge 
bereits zur Sommerpause 1995 vorlegen. 

liq „Verschlankung" des Staates bedingt 
^nächst eine grundlegende Überprüfung 
j*er von Bund, Ländern und Gemeinden 
^eute wahrgenommenen Aufgaben — 
,r»e Aufgabenkritik, die wiederum von 
ünd und Ländern gemeinsam durchzu- 
cken ist und für die sich Formen inten- 
lver gegenseitiger Abstimmung, Konsul- 
auon und Information empfehlen (ggf. 
^gesetzt über eine Bund-Länder-Kom- 

mission der vorstehend vorgeschlagenen 
Art). 

Vorrangiger Prüfungsmaßstab einer sol- 
chen Aufgabenkritik muß das Subsidiari- 
tätsprinzip mit seiner Fragestellung nach 
der Erforderlichkeit staatlicher Funk- 
tionswahrnehmung bzw. mit seiner 
Direktive nach möglichst viel bürgerli- 
cher und gesellschaftlicher Selbstverant- 
wortung sein. 

Die Möglichkeiten der Privatisierung 
heute vom Staat wahrgenommener Auf- 
gaben müssen ohne jeden Vorbehalt und 
ohne jedes Vorurteil überprüft werden. 
Lediglich im Bereich der klassischen 
Hoheitsaufgaben des Staates scheiden 
materielle bzw. aufgabenmäßige Privati- 
sierungen aus. Auch in diesen Bereichen 
bestehen jedoch Möglichkeiten der Orga- 
nisationsprivatisierung sowie der ver- 
stärkten Heranziehung privater Zustän- 
digkeitsträger und Sachverständiger — 
sei es in Gestalt der Beleihung oder in 
Gestalt der Indienstnahme Privater. Ein 
richtunggebendes Beispiel hierfür liegt 
etwa im neuen bayerischen Bauordnungs- 
recht und seinem Abbau staatlicher 
Genehmigungs- und Kontrollverfahren 
zugunsten von Architekten und Bauinge- 
nieuren, die die entsprechenden Prüfver- 
antwortungen nach Qualifikation wie 
nach freiberuflicher Grundverantwortung 
bestens zu übernehmen imstande sind. In 
der gleichen Richtung sind auch vielfäl- 
tige andere Felder staatlicher Verantwor- 
tung heute regulierbar und damit auch 
partiell privatisierbar. 

I  Maßnahmen der (echten) Aufga- 
benprivatisierung sind vor allem im 
Bereich der von staatlichen Aufgabenträ- 
gern wahrgenommenen Dienstleistungs- 
funktionen statthaft und zu empfehlen — 
bis hin zu bestimmten Hilfs- oder Annex- 
funktionen, die im Zusammenhang mit 
orginären Hoheitsaufgaben stehen (z. B. 
Schreibdienste, Kfz.-Dienste, etc.). 
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Wo (echte) Aufgabenprivatisierungen im 
staatlichen Dienstleistungssektor aus- 
scheiden, ist zumindest an die verstärkte 
Durchführung von Organisationsprivati- 
sierungen, d. h. an die Überführung ent- 
sprechender staatlicher Funktionseinhei- 
ten in die Rechtsformen privatrechtlicher 
Kapitalgesellschaften zu denken. Die Pri- 
vatisierung von Post und Bahn bildet 
hierfür ein richtunggebendes Beispiel. 
Vor allem staatliche Sondervermögen 
sollten in entsprechende privatrechtliche 
Organisätionsformen überführt werden. 
Das gleiche gilt für eine ganze Reihe von 
juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, deren Aufgabensubstrat in den 
Rechtsformen des Privatrechts häufig 
effizienter und wirtschaftlicher erfüllt 
werden kann. Wesentlich ist hierbei vor 
allem, daß sich auch haushaltsrechtlich 
Möglichkeiten zu mehr Flexibilität und 
Wirtschaftlichkeit ergeben. 

Die staatlichen Verwaltungs-, Pla- 
nungs- und Genehmigungsverfahren 
müssen beschleunigt, konzentriert und 
von überregulierenden Regelungsdichten 
befreit werden. Schon von Gesetzes 
wegen ist darauf zu achten, daß keine 
allzu großen Verfahrens- und planungs- 
rechtlichen Zersplitterungen über allzu 
spezialisierte Sonderzuständigkeiten ein- 
treten. Das Grundprinzip vor allem ver- 
waltungsrechtlicher Genehmigungsver- 
fahren muß lauten: Zuständigkeitskon- 
zentration gemäß dem Grundsatz der 
„ganzheitlichen Verwaltung". Nur eine 
solche „ganzheitliche Verwaltung" erfüllt 
durch ein höheres Maß an Transparenz 
und Kompetenzklarheit auch die Voraus- 
setzungen einer möglichst bürgernahen 
und für den Bürger verständlichen Ver- 
waltung. 

Cn Verwaltungsintern ist verstärkt mit 
den Organisationsformen des Teamprin- 
zips und des Projektmanagements zu ope- 
rieren, um ein höheres Maß an Kompe- 

tenzkonzentration und zugleich auch 
querschnittsmäßiger Flexibilisierung zu 
erreichen. Im Sinne einer bürgernahen 
bzw. -offenen Verwaltung sind Formen 
des Projektmanagements auch verstärkt 
unter Einschluß privater Sachverständi- 
ger sowie in Gestalt auch schon vorberei- 
tender Begleitung privater Investitions- 
oder Genehmigungsvorhaben zu leisten. 

I Die starre Differenzierung zwi- 
schen Planungsverfahren, Genehmi- 
gungsverfahren, Anzeigeverfahren und 
genehmigungsfreien Verfahren muß fle- 
xibler gestaltet werden. Im Sinne einer 
stärkeren bürgerlichen Eigenverantwor- 
tung ist in vielen Bereichen die bloße 
Anzeige eines Vorhabens als ausreichend 
zu erkennen, wenn privater Sachverstand 
eingeschaltet war oder wenn ein ausrei- 
chender Versicherungsschutz nachgewie- 
sen wird. In Anlehnung an ausländische 
Modelle ist vor allem an die verstärkte 
Nutzung von Haftpflichtversicherungen 
überall dort zu denken, wo es um die 
Kontrolle und Beherrschung bestimmter 
Risiken geht, ohne daß es eines hoheitli- 
chen Genehmigungsverfahrens aus unab- 
weisbaren Gründen bedarf. Gegebenen- 
falls ist einem privaten Antragssteiler ein 
alternatives Verfahren zu eröffnen: näm- 
lich entweder ein hoheitliches Genehmi- 
gungsverfahren herkömmlicher Art 
durchzuführen oder auf ein solches Ver- 
fahren zugunsten einer bloßen Anzeige 
bei gleichzeitigem Nachweis eines ent- 
sprechenden Versicherungsschutzes zu 
verzichten. 

Nach dem Vorbehalt des BauGB- 
räBnahmenG ist im Falle besonders 

bedeutsamer Gemeinwohlbelange auf 
das starre Neben- und Nacheinander von 
Planungs- und Genehmigungsverfahren 
zu verzichten. Mit Recht erlaubt das 
BauGB-MaßnahmenG, daß „zur Dek- 
kung eines dringenden Wohnbedarfs oe    , 
Bevölkerung" auch auf Flächennutzungs 
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Pläne verzichtet werden kann. Dieser 
Weg hat sich bewährt und sollte auch für 
Vorhaben eröffnet werden, bei denen es 
Namentlich um „die Schaffung von 
Arbeitsplätzen" oder um Projekte geht, 
jj'e von „technologisch oder ökologisch 
herausragendem Nutzen" sind. Hierin 
•äge nicht nur ein wichtiger Beitrag zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, son- 
dern darüber hinaus ein ebenso wichtiger 
beitrag für die Attraktivität des Wirt- 
^•haftsstandortes Deutschland insgesamt. 

Ujfl Planungs- und Genehmigungsver- 
fahren sind mit strikten Befristungs- und 
j^äklusionsregelungen zu versehen. 
•Venn bestimmte Genehmigungsverfah- 
J^n binnen bestimmter Fristen nicht 
"eschieden sind, ist grundsätzlich von der 
"'ktiven) Genehmigungserteilung auszu- 
gehen, 
b- 
Anwendungen Privater gegen bestimmte 
^enehmigungs- oder Planungsvorhaben 
j^d noch strikter dem Vorbehalt der Prä- 
^sion zu unterstellen, als dies bisher der 
aU ist. Dies gilt insbesondere für Plan- 
eststellungsverfahren, für die Präklu- 
•°nswirkungen in gleicher Weise wie für 
Genehmigungsverfahren vorzusehen 
s"nd. 

IJiia Jede Verwaltungsreform untersteht 
em Vorbehalt der eigenen Überprüfung 
nd Bewährung. In diesem Sinne muß 
üch im hiesigen Bereich vielfältig „pro- 

.eßhaft" reformiert werden, was auch das 
I echt der Verwaltung einschließen muß, 
j. bestimmten Feldern zunächst zu expe- 
^entieren oder bestimmte neue Wege 
erproben. In diesem Sinne ist der Ver- 

jüng schon von Gesetzes wegen ein 
o rstärkter Erprobungs- und Experimen- 
^. Spielraum ebenso allgemein- wie spe- 
l^'gesetzlich zu eröffnen — bis hin zur 
Ij °glichkeit, in Einzelfällen von gesetz- 
v*1 vorgeschriebenen Verfahrensweisen 
K e°ks zü erprobender Effizienzsteige- 

n8 abzuweichen (stärkerer Einsatz 

gesetzlicher Experimentier- und Öff- 
nungsklauseln auch im Bereich verwal- 
tungsrechtlicher Planungs- und Genehmi- 
gungsverfahren). 

U£ Zwecks mehr Flexibilität und 
Effektivität in Verwaltungsverfahren 
bedarf es entsprechender Reformen auch 
im Haushaltsrecht. Auch hier muß mehr 
Flexibilität, etwa durch die Möglichkeit 
auch von (projektorientierten) Globalzu- 
weisungen an bestimmte Aufgabenträger 
gewonnen werden. 
Darüber hinaus müssen verstärkt Lei- 
stungsanreize für eine sparsame Haus- 
haltsführung geschaffen werden — etwa 
durch „Bonus"-Gewährungen zugunsten 
bestimmter Aufgabenbereiche mit der 
Maßgabe, daß entsprechend eingesparte 
Mittel nicht verfallen, sondern im folgen- 
den Haushaltsjahr erneut und zusätzlich 
zur Verfügung stehen. Regelungen dieser 
Art sind geeignet, auch die fiskalische 
Eigenverantwortung der öffentlichen Ver- 
waltung in der erforderlichen Richtung 
zu stärken. 

Auch der öffentliche Dienst bedarf 
vielfältiger Erneuerungen und Reformen. 
Dabei ist zunächst jedoch festzuhalten, 
daß sich die gegebene Zweiteilung des 
öffentlichen Dienstes in Beamte einer- 
seits und Arbeitnehmer andererseits 
grundsätzlich bewährt hat und deshalb 
beizuhalten ist. Streitigkeiten über angeb- 
lich höhere Kosten entweder auf der 
einen oder auf der anderen Seite führen 
nicht weiter; denn rein fiskalische 
Kostenvergleiche zwischen Beamten und 
Arbeitnehmern sind schon angesichts der 
verfassungsrechtlich vorgegebenen Struk- 
turunterschiede zwischen beiden Grup- 
pen des öffentlichen Dienstes von nur 
äußerst begrenztem Aussagewert. 

UJI Jede überzogene Kritik, vor allem 
am Berufsbeamtentum, ist mit Nach- 
druck zurückzuweisen. Das Berufsbeam- 
tentum hat sich nicht nur als institutionel- 
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ler Garant einer stabilen und lange Zeit 
leistungsfähigen öffentlichen Verwaltung 
bewährt; es hat auch ein Recht darauf, 
daß ihm nicht Effizienzdefizite in der 
öffentlichen Verwaltung angelastet wer- 
den, die in Wahrheit vom Gesetzgeber 
oder von der Verwaltungsorganisation zu 
verantworten sind. 

• Demgemäß kann es nur darum 
gehen, auf der gegebenen Grundlage des 
öffentlichen Dienstrechts systemimma- 
nente Reformen durchzuführen, die zu 
Leistungsteigerungen, mehr Flexibilität 
sowie mehr Mobilität führen. Im Bereich 
des Berufsbeamtentums sind solche 
systemimmanenten Reformmaßnahmen 
auch mit den verfassungsrechtlichen Vor- 
behalten des Art. 33 Abs. 5 GG vereinbar. 

_ Zu den wichtigsten Reformmaß- 
nahmen gehören solche der Mobilitäts- 
steigerung ebenso in funktioneller wie in 
räumlicher Hinsicht: In funktioneller 
Hinsicht muß ein höheres Maß an Durch- 
lässigkeit und wechselseitiger Verwend- 
barkeit auch bei unterschiedlichen Aus- 
bildungs- oder Laufbahnprofilen ermög- 
licht werden. In räumlicher Hinsieht müs- 
sen Versetzung, Abordnung und Umset- 
zung erleichtert werden. 
Die Möglichkeiten von Teilzeitarbeit und 
flexiblen Arbeitszeiten müssen verstärkt 
werden. 

Im Beamtenrecht ist grundsätzlich 
am Laufbahnprinzip festzuhalten. Flexi- 
bilisierungen und Effektuierungen sind 
und können aber über die Einführung 
von Erprobungszeiten bei Beförderungen 
und der Besetzung von Führungspositio- 
nen erreicht werden. Solche Maßnahmen 
versprechen einen höheren Leistungsan- 
reiz und sind — bei verhältnismäßiger 
Ausgestaltung der jeweiligen Erpro- 
bungszeiträume (nicht über ein Jahr) — 
auch mit den verfassungsrechtlichen 
Grundsätzen des Berufsbeamtentums ver- 
einbar. 

_ Auch die Einführung von besonde- 
ren Leistungsprämien oder Sonderzula- 
gen ist als gesonderter Leistungsanreiz 
vorzusehen. Im Bereich des Beamtentums 
verstoßen solche Leistungsprämien nicht 
gegen das verfassungsrechtlich festge- 
schriebene Alimentationsprinzip, wenn 
die zu honorierenden Sonderleistungen 
gesetzlich benannt und den gesetzlich 
vorausgesetzten Grundstandard beamten- 
rechtlicher Dienstleistung eindeutig über- 
treffen. In diesem Sinne ist beispielsweise 
daran zu denken, für besondere Einsatz- 
bereitschaften und Leistungen im Aufga- 
benbereich der Polizei besondere Lei- 
stungsprämien zusätzlich wie einmalig, 
d. h. ohne Ruhegehaltbezug, zu gewäh- 
ren. 

frZl Ein höheres Maß an Verwaltungsei' 
fizienz und Leistungsfähigkeit des öffent- 
lichen Dienstes läßt sich auch nicht ohne 
Reformen im Bereich des Verwaltungs- 
rechtsschutzes gewährleisten. Das Prinzip 
des umfassenden Verwaltungsrechts- 
schutzes, wie ihn das Grundgesetz garan- 
tiert, darf naturgemäß nicht in Frage 
gestellt werden. Andererseits entscheidet 
der Gesetzgeber über die Einzelheiten 
des Verwaltungsrechtsschutzsystems und 
verfügt damit auch über Möglichkeiten 
zur reformierenden Gestaltung — 
namentlich auch dort, wo es um ein aus- 
gewogenes Verhältnis von bürgerlichem 
Rechtsschutz einerseits und dem Bürger 
ebenso verpflichteter Verwaltungsverant- 
wortung andererseits geht. 

| Im einzelnen geht es vor allem um 
stärkere Konzentration und Beschleuni- 
gung der verwaltungsgerichtlichen Ver- 
fahren dort, wo Großprojekte oder Pla- 
nungsverfahren betroffen sind. 

j Gerade für Großprojekte ist die 
verwaltungsgerichtliche Kontrolle auf 
eine Tatsacheninstanz zu beschränken- 
Als Vorbild hierfür ist die Regelung des 
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§ 48 VwGO zu erkennen, die auch auf 
andere — gesetzlich festzulegende — Tat- 
bestände zu erweitern ist. 

v£2  Die erstinstanzlichen Zuständigkei- 
ten des OVG gemäß §§ 47, 48 VwGO sind 
an eine Klagefrist von einem Jahr zu bin- 
pen. Des weiteren ist die Antragsbefugnis 
"n Normenkontrollverfahren gemäß § 47 
^bs. 2 VwGO den Maßstäben des subjek- 
tiv-rechtlichen Verwaltungsrechtsschutzes 
gemäß § 42 Abs. 2 VwGO anzugleichen 
(keine Klagebefugnis bei bloßem „Nach- 
teil", sondern erst bei entsprechender 
>Rechts"beeinträchtigung). 

SijJ  Das Widerspruchsverfahren gemäß 
868 VwGO ist auf eine bloße Rechtsmä- 
"^gkeitskontrolle zu beschränken. Rügen 
(auch) der Zweckmäßigkeit einer ange- 
°chtenen Verwaltungsentscheidung sind 
wieder) in die ausschließliche Entschei- 
dung der vorgesetzten Behörde kraft 
^mtes zu geben. 

sÜJ  Es ist zu prüfen, ob die verwal- 
[jingsgerichtliche Kontrolle in Fällen 
estimmter Abwägungen, Prognosen oder 
eurteilungen innerhalb der Anwendung 

^bestimmter Rechtsbegriffe beschränkt 
/'erden kann. Denn in aller Regel geht es 
herbei um nicht vorab als justitiabel zu 
kennende Tatbestände, selbst wenn die 

Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte 
^nier mehr in entgegengesetzte Richtun- 

gen tendiert. Zwischen Justitiabilität und 
bürgerlichem Verwaltungsrechtsschutz 
einerseits und einer auch kompetenziell 
gesicherten Verwaltungsverantwortung 
andererseits muß jedoch ein ausgewoge- 
nes, dem Verfassungsprinzip der Gewal- 
tenteilung entsprechendes Verhältnis 
bestehen. Dies rechtfertigt es, gerade bei 
verwaltungsrechtlichen Abwägungs-, Pro- 
gnose- oder Beurteilungsentscheidungen 
den Maßstab der Justitiabilität auf prinzi- 
pielle Evidenzkontrollen zu beschränken. 

_Jj| Des weiteren ist zu prüfen, ob der 
öffentlichen Verwaltung im Rahmen 
eines verwaltungsgerichtlichen Verfah- 
rens die Möglichkeit der nachträglichen 
Mängelbeseitigung eröffnet wird. Eine 
solche Regelung würde auch dem Inter- 
esse des Bürgers an möglichst rascher 
Rechtsgewährung entsprechen. In der 
gleichen Richtung ist zu prüfen, ob nicht 
bei Anfechtungsklagen gegen bestimmte 
Verwaltungsakte als maßgebender Zeit- 
punkt der Sach- und Rechtslage nicht 
mehr auf den des Erlasses des Verwal- 
tungsaktes, sondern — wie bei Leistungs- 
klagen — auf den der letzten mündlichen 
Verhandlung abgestellt wird; auch damit 
könnten nicht nur die Rechtsschutzinter- 
essen des Bürgers, sondern auch die 
Funktionsinteressen der öffentlichen Ver- 
waltung gerechter gewahrt werden.        • 

Theo Blank neuer Vorsitzender der 
Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik 

öie Arbeitsgemeinschaft Kommunal- 
politik der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion hat Theo Blank zu ihrem 
neuen Vorsitzenden gewählt. Theo 
Ölank verfügt über langjährige kom- 
iiunalpolitische Erfahrung. Er war 
von 1978 bis 1983 Beigeordneter des 
deutschen Städte- und Gemeindebun- 
des und ist seit 1983 Mitglied des 

Deutschen Bundestages. Seit 1992 ist 
Theo Blank zugleich Hauptgeschäfts- 
führer der Kommunalpolitischen Ver- 
einigung von CDU und CSU. Zu stell- 
vertretenden Vorsitzenden wurden 
gewählt: Albert Deß (Bayern), Peter 
Götz (Baden-Württemberg), Rolf Rau 
(Sachsen), Gert Willner (Schleswig- 
Holstein). 
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Transfer von wissenschaftlich 
erarbeitetem Know-how verbessern 

Die deutsche sportwissenschaftliche 
Landschaft ist bunt gemischt: neben den 
unterschiedlich ausgerichteten sportwis- 
senschaftlichen Hochschulinstituten exi- 
stieren Einrichtungen in der Trägerschaft 
des Sports. Während die tradierten Hoch- 
schuleinrichtungen kompetenzmäßig als 
Einrichtungen der Hochschulen in den 
Bereich der Länder fallen und dem 
Grunde nach von dort auch finanziert 
werden, werden die Einrichtungen des 
Sports wegen ihrer Funktion für den Lei- 
stungssport vom Bund unterstützt. Durch 
die Vereinigung Deutschlands ist die 
Landschaft noch größer und vielfältiger 
geworden, neue Hochschuleinrichtungen 
kamen hinzu. 

Das als nachgeordnete Behörde des Bun- 
desinnenministeriums tätige Bundesinsti- 
tut für Sportwissenschaft unterstützt die 
Sportwissenschaft insoweit, als deren 
Ergebnisse für den Leistungssport nütz- 
lich und hilfreich sind; dabei obliegt dem 
Bundesinstitut, durch Planung, Koordi- 
nierung und Finanzierung die wissen- 
schaftliche Zweckforschung auf dem 
Gebiet des Sports zu fördern. 

I Da der Sport in der Vergangenheit 
häufig die sportwissenschaftliche Unter- 
stützung reklamierte, wurden im Interesse 
des Sports drei sportwissenschaftliche 
Einrichtungen in den Einigungsvertrag 
namentlich aufgenommen, die es nach 
Maßgabe der Haushalte zu unterstützen 
gilt. Dabei handelt es sich um das For- 
schungsinstitut für Körperkultur und 
Sport (FKS), heute Institut für ange- 
wandte Trainingswissenschaften in Leip- 
zig, die Forschungs- und Entwicklungs- 
stelle für Sportgeräte (FES) in Berlin und 

das Dopingkontrollabor in Kreischa bei 
Dresden. Damit sollte dem Sport gehol- 
fen werden, gewisse Defizite zu bereini- 
gen. Die drei Einrichtungen wurden nad1 

der Einigung neu strukturiert und in die 
Trägerschaft des Sports — mit Unterstüt- 
zung des Bundes — gegeben. 

I Noch ist die Integration dieser Ein- 
richtungen des Sports nicht voll erfolgt- 
Daher bedarf es der Korrekturen. Dabei 
muß man sich einerseits darüber klar *e[ 

Von Engelbert Nelle, Vorsit- 
zender des Sportausschusses 
des Deutschen Bundestages 

den, wo vom System her Mängel zu kofl' 
statieren sind und andererseits wie bei 
einem föderalistisch strukturierten, 
staatsfreien Sport Korrekturen zu erfol- 
gen haben. 
Zweifellos gibt es Mängel beim Transfer 
von wissenschaftlich, an Hochschulinsti- 
tuten — gerade auch mit Mitteln des 
Bundes — erarbeitetem Know-how in 
den Leistungssport. Diesen Transfer zu 
beschleunigen, effizient zu gestalten, ist 

eine der Aufgaben des Instituts für ang6' 
wandte Trainingswissenschaften und de 
Forschungs- und Entwicklungsstelle füf 

Sportgeräte. Beide Einrichtungen arbei- 
ten unmittelbar den Verbänden und 
damit den Athleten zu. Zum anderen 
muß es über eine Koordinierungsstelle 
möglich sein, grundlegende Fragen und 
Zweckforschung an den Hochschulen 
anzustoßen und dort erarbeiten zu lasse 
Deutlich wird bei dieser Aufgabenstel- 
lung, daß das I AT und das FES wichtig 
Funktionen für den Leistungssport 
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haben. Das bedeutet aber auch, daß 
beide Einrichtungen wegen eines notwen- 
digen kreativen Mitarbeiterpotentials für 
den Sport dauerhaft gesichert werden 
müssen. Es muß für Wissenschaftler reiz- 
voll sein, Forschungsergebnisse mit Ath- 
leten erfolgreich umzusetzen. Verkrustete 
Strukturen solcher speziellen Einrichtun- 
gen sind wenig hilfreich, umgekehrt muß 
ein Anreiz bestehen für ausgewählte Wis- 
senschaftler mit dem Sport vor Ort 
Zusammenzuarbeiten. 

| Die Arbeit dieser Einrichtungen muß 
durch die koordinierende Funktion des 
Bundesinstituts für Sportwissenschaft 
(BlSp) noch stärker akzentuiert werden. 
Das Bundesinstitut für Sportwissenschaft 
(BlSp) sollte entsprechend den Kompe- 
tenzen des Bundes Forschung initiieren; 
Zugleich sollte es verstärkt dafür Sorge 
tragen, daß die Ergebnisse über das I AT 
Und FES an den Sport gelangen. Zugleich 
sollte das Bundesinstitut für Sportwissen- 
schaft (BlSp) diesen Einrichtungen orga- 
nisatorische Hilfe leisten. 

Hg Ein Vorschlag: das I AT und FES 
Werden zu einem Institut des deutschen 
Spitzensports, das vom Bundesinstitut für 
Sportwissenschaft institutionell gefördert 
^ird, zusammengefaßt. Träger des Insti- 

Überlegungen zur künftigen 
Struktur der sportwissen- 
schaftlichen Einrichtungen 
aus dem Einigungsvertrag 

tuts des deutschen Spitzensports sollten 
die den Spitzensport repräsentierenden 
Verbände sein, um auch die Staatsfreiheit 
dieser Einrichtung für den Sport zu 
Barantieren. Über die institutionelle För- 
derung eines Kernes dieser Einrichtun- 
gen durch das Bundesinstitut für Sport- 
wissenschaft (BlSp) soll die finanzielle 
Basis des Instituts gesichert werden. 

| Eine solche Lösung genießt Vorteile: 
• Der Transfer von umfangreichem Wis- 
sen von den Hochschuleinrichtungen 
zum Sport wird kanalisiert und effizient. 
• Die Verantwortung des Sports für den 
Leistungssport kommt zum Tragen; die 
grundsätzlichen Strukturen des Sports 
werden gewahrt. 
• Arbeitsplätze im Leistungssport werden 
gesichert, gleichwohl wird für wohltu- 
ende Flexibilität gesorgt, denn bekannt- 
lich können solche Einrichtungen keine 
Verkrustungen vertragen, müssen lei- 
stungs- und wissenschaftsorientiert arbei- 
ten, was bedeutet, daß der Mitarbeiter- 
wechsel durchaus Routine ist. 
• Eine solche Lösung läßt auch Raum für 
Dritte, die sich im Leistungssport enga- 
gieren wollen. So wäre es letztlich zu 
begrüßen, wenn die Länder sich an einer 
solchen Einrichtung beteiligen würden. 
• Dem Bund käme aus seiner Verantwor- 
tung für den Leistungssport eine beson- 
dere koordinierende Funktion zu, die das 
BlSp auszufüllen hätte. 

I Allerdings bedarf eine solche Lösung 
auch der Überwindung von Hemmnissen: 
• So sollte der Sport darüber befinden, 
ob eine solche Lösung ein Weg ist, die 
Voraussetzungen für den Spitzensport zu 
verbessern. 
• Auch muß darüber befunden werden, 
welche Dimensionen eine solche Einrich- 
tung haben kann; bekanntlich sind kleine 
Einrichtungen effektiver und effizienter 
als Mammuteinrichtungen; dabei spielt 
auch der finanzielle Aspekt eine Rolle. 
• Da eine institutionelle Absicherung 
angestrebt wird, müssen entsprechende 
Stellen im Haushalt gesichert werden, 
angesichts des engen Haushaltes sicher 
eine schwierige Aufgabe. 
Doch erscheint eine solche Lösung ange- 
messen für den Leistungssport in einer 
hochentwickelten Volkswirtschaft. • 
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Manfred Kanther: 

Umkehr zum Besseren 
Programm der ersten Schritte verabschiedet 

Zum Wahlkampfauftakt der hessi- 
schen CDU am 21. Januar in Hof- 
heim-Wallau bezeichnete es der Mini- 
sterpräsident-Kandidat, Bundesinnen- 
minister Manfred Kanther, als vorran- 
gige Aufgabe der neuen Landesregie- 
rung, den Standort Hessen „wieder 
blankzupolieren". 
Kanther forderte vor dem Landesaus- 
schuß in seiner mit minutenlangem Bei- 
fall bedachten Rede eine „Umkehr zum 
Besseren". Der Vorsitzende der CDU 
Hessen erinnerte die Delegierten ein- 
dringlich daran, daß Hessen unter Mini- 
sterpräsident Eichel auf die schiefe Bahn 
geraten sei. Auch wenn ein starkes Land 
wie Hessen unter Rot-Grün nicht zu 
einem Jammertal gemacht werden 
könnte, brauche man dreimal so lange, 
um aus der Schieflage wieder nach oben 
zu kommen, verdeutlichte Kanther 
anschaulich die Situation in Hessen. 
Kanther warf der rot-grünen Landesregie- 
rung vor, die Bundespolitik aus „parteipo- 
litischen und ideologischen Gründen zu 
konterkarrieren". Rot-Grün in Hessen 
habe nicht nur gegen den Bonner Asylkom- 
promiß gestimmt, ohne den jetzt zusätzlich 
1 Million Asylbewerber mehr in Deutsch- 
land wären, sondern versuche nun, durch 
Abschiebestopps diese erfolgreiche Bun- 
desregelung zu unterlaufen. Außerdem 
habe sich diese Hessische Landesregie- 
rung auch dem Bonner Verbrechensbe- 
kämpfungsgesetz verweigert. Kanther 
zufolge gibt es für die Menschen in Hessen 
„keinen vernünftigen Grund", die Amts- 
zeit der Regierung Eichel zu verlängern. 

Um bei der Regierungsübernahme sofort 
den dringend benötigten Kurswechsel in 
Hessen einzuleiten, habe man ein „Pro- 
gramm der ersten Schritte" ausgearbeitet- 
Dieses 12-Punkte-Programm umfaßt 
neben der Abschaffung der „Hessensteu- 
ern" (Grundwasserabgabe, Sonderabfall- 
abgabe), die Forderung, Hessen zu dem 
Land mit den schnellsten Genehmigungs- 
verfahren zu machen. Als dritter Punkt 
wird die vorrangige Verbrechensbekämp' 
fung in Hessen genannt. 
Des weiteren sieht das „Programm der 
ersten Schritte" die Einführung eines frei' 

Wahlkampfauftakt 
der CDU Hessen 
in Hofheim-Wallau 

willigen Polizeidienstes und eine konse- 
quente Anwendung des Asylrechts vor. 
Zum Thema Schule heißt es: Reduzie- 
rung des Unterrichtsausfalls und Stär- 
kung des dreigliedrigen Schulsystems. 
Punkt 8 spricht von der Beendigung der 
„Gängelei" der Gemeinden und Bürger 
durch überflüssige Richtlinien, Erlasse 
und Gesetze. 
Die weiteren Punkte haben eine soziale 
Investitionsoffensive für Kinder und 
Familie, die gesicherte Abfallbeseitigung 
und die Rückgewinnung finanzieller Sol'' 
dität zum Inhalt. Unter Punkt 12 heißt &'• 
„Nach vier Jahren des Dümpelns wird 
nach dem 19. Februar in Hessen wieder 
eine Regierung ihre Arbeit aufnehmen, 
die durch einen sachkundigen und ent- 

J 
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scheidungsstarken Mini- 
sterpräsidenten geleitet 
Wird." 
Eine Hessische Landesre- 
gierung mit Manfred Kan- 
ter an der Spitze wird 
Klarheit der Entscheidung, 
Beständigkeit in ihrer 
Umsetzung und ständige 
Bereitschaft zum Dialog 
"üit den Bürgern zum „Mar- 
kenzeichen" künftiger hes- 
sischer Landespolitik 
dachen. 
^uvor hatte der Fraktions- 
vorsitzende im Hessischen 
Landtag, Roland Koch, die 
delegierten vor dem Glau- 
ben an Meinungsumfragen 
gewarnt. Sie seien „alle tak- 
llsch", ganz egal welchen 
Eisgang sie voraussagten. Die hessische 
^ahl werde Koch zufolge bis zum 
Schluß offenbleiben. Koch gab sich 
^versichtlich, daß die Wahl am 19. 
Februar eine „Volksabstimmung über die 
Kummer 1 im Land" werde. Die CDU 
^i'l daher mit „unübertreffbarer Ent- 
schlossenheit" klarmachen, daß sie den 
"esseren Kandidaten habe, unterstrich 
^r Fraktionsvorsitzende. Nach der 
Wenige Tage zuvor vielbeachteten Präsen- 
la«on der „ministrablen Mannschaft" 
läuterten zwei designierte Mitglieder 
I er Regierungsmannschaft ihre Vorstel- 
Ungen von einem Kurswechsel in Hes- 

Sen> Hannelore Rönsch und Josef Kraus. 

^starkes Team für Hessen  

~je bundespolitisch erfahrene Hannelore 
.. frisch skizzierte eine moderne Sozialpo- 
^tjk für ihr Heimatland, der Kandidat für 

as Amt des Hessischen Kultusministers, 
°sef Kraus, versprach, wieder Ruhe in 
'e Schulen zu bringen und die Schulen 

11 zu machen, nach Jahren des Unter- 

IkMm 
Manfred Kanther vor rund 120 Delegierten des Landesaus- 
schusses der CDU: Wir werden den Standort Hessen wieder 
blankpolieren. 

richtsausfalls, gescheiterter schulpoliti- 
scher Experimente und eines Wertemini- 
malismus, von dem Schüler, Eltern und 
Lehrer endgültig genug hätten. 

Bei seinem starken Auftritt betonte der 
Präsident des Deutschen Lehrerverban- 
des, daß das Eignungs- und Leistungs- 
prinzip wieder gestärkt werden solle. 
Kraus erklärte, die Gesamtschulen nicht 
abschaffen zu wollen, aber er werde dar- 
auf bestehen, daß sie ohne Sonderrecht 
und in einem offenen Vergleich mit ande- 
ren Schulformen arbeiteten. Kraus, der 
den Delegierten zurief: „Ich möchte poli- 
tisch Hesse werden und komme nicht als 
Bayer", versicherte, daß er die Probleme 
im Konsens lösen werde. 

Josef Kraus, Hannelore Rönsch, Roland 
Koch und das gesamte starke Team mit 
Manfed Kanther an der Spitze haben in 
Hofheim-Wallau deutlich gezeigt, daß die 
hessische CDU bereit ist, mit Schwung in 
die heiße Wahlkampfphase zu gehen, 
damit Hessen endlich wieder einen „rich- 
tigen" Ministerpräsidenten bekommt.    • 



Seite 30 •  UiD 3/1995 CDU NORDRHEIN-WESTFALEN 

Helmut Linssen: Krempeln wir 
die Ärmel auf, wir schaffen es 
Geschlossen, optimistisch und kämpfe- 
risch — so präsentierte sich die nord- 
rhein-westfälische CDU nach ihrem 
Landesparteitag am 15. Januar in 
Bonn zum Auftakt des Landtagswahl- 
kampfs in Nordrhein-Westfalen. 

„Wir wollen den Regierungswechsel in 
Nordrhein-Westfalen. Wir wollen keine 
Berge versetzen, wir wollen Johannes 
Rau versetzen", gab CDU-Landesvorsit- 
zender Norbert Blüm, mit 91,34 Prozent 
eindrucksvoll in seinem Amt bestätigt, 
die Parole für die kommenden Wochen 
aus. Er machte den Delegierten deutlich, 
daß die Methode Fröhlichkeit und 
Freundlichkeit, mit der Ministerpräsident 
Johannes Rau Nordrhein-Westfalen 
regiere, dieses Land in eine Sackgasse 
geführt habe. „Die Schulden rennen im 
Galopp davon, bei den Kindergärten ist 
das Land in der Abstiegszone der Bun- 
desliga, dafür beim Unterrichtsausfall in 
der Spitzengruppe. Die Polizei wird im 
Stich gelassen und gegen die Arbeitslosig- 
keit hat die Landesregierung kein Kon- 
zept. Fazit: Der Saft ist raus." 
Die nordrhein-westfälische CDU, dies 
wurde auf dem Parteitag deutlich, präsen- 
tiert sich demgegenüber mit ihrem Spit- 
zenkandidaten Helmut Linssen als „die 
neue Kraft", die bereit ist, neue Wege zu 
gehen, um das Land in eine gute Zukunft 
zu führen. „Jetzt werden wir in die Hände 
spucken. Wir müssen auf Sieg setzen", 
rief Blüm den Delegierten zu und for- 
derte die ganze Partei zu einem motivier- 
ten Wahlkampf auf. „Wir können es nur 
als Mannschaft schaffen." 
Generalsekretär Herbert Reul, mit 85,71 
Prozent ebenfalls eindrucksvoll wiederge- 
wählt, führte den Delegierten erneut vor 

Augen, daß für den 14. Mai eine echte 
Siegperspektive bestehe. Bei den Bundes- 
tagswahlen im Herbst habe die Partei 4,4 
Millionen Stimmen in Nordrhein-Westfa- 
len erreicht, über 800.000 mehr als bei der 
letzten Landtagswahl. „Warum soll es 
uns nicht gelingen, daß diese Menschen 
erneut die Union wählen", so Reul zu 
den Delegierten. Die Union in NRW sei 
wieder eine 40-Prozent-Partei. 
Dies sei eine hervorragende Ausgangssi- 
tuation für die Wahl. Wichtig sei nun im 
Wahlkampf eine breite Mobilisierung der 
Mitglieder. „Es müssen 210.000 kampfes- 

Die CDU in NRW ist die neue 
Kraft, die bereit ist, neue Wege 
zu gehen, die das Land in eine 
gute Zukunft führen. 

mutige CDU-Mitglieder gegen einen ver- 
brauchten NRW-Ministerpräsidenten 
kämpfen", rief Reul den Delegierten zu. 
Die Strahlkraft des Ministerpräsidenten 
habe nachgelassen. Schon im Europa- 
wahlkampf des vergangenen Jahres habe 
eine Sonderaktion Rau keine Sonder- 
punkte mehr gebracht. 
Der zweite Tag des Parteitags stand ganz 
im Zeichen des Spitzenkandidaten Hel- 
mut Linssen und seines Wahlprogramms- 
Linssen versprach für den Fall eines 
Wahlsiegs am 14. Mai die Führung des 
Landes unter einer neuen frischen CDU 
statt einer alten und verkrusteten SPD. Er 

wolle mit dynamischem Führungsstil und 
modernem Politikmanagement NRW fit- 
machen für die Zukunft. Die Zeit eines 
„Zuwendungsapostels" im Stile von 
Johannes Rau sei vorbei. Kernpunkte des 
Wahlprogramms, das Linssen vorstellte, 
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KAS-Veranstaltungen in den Bundesländern 
Über 120.000 Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer an den vom Bereich 
-Politische Bildung" der Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung im Jahr 1994 angebote- 
nen Veranstaltungen zur politischen 
Bildung. Keine Zahlen für Miesmacher. 
Für die Bildungszentren Eichholz und 
Wendgräben, die Hauptabteilung Kul- 
tur und die in den Bundesländern 
bestehenden Bildungswerke der KAS 
ist das Interesse Ansporn. 
Eine Auswahl aus den Angeboten der 
Bildungswerke im laufenden Halbjahr: 

• Bildungswerk Aachen: 
29.4.—5.5.1995, Europäische Partner 
— die Beneluxstaaten, Orte: Maas- 
tricht, Brüssel, Luxemburg 
• Bildungswerk Dortmund: 
3.3.—5.3.1995, Präsentation und 
Moderation für die politische Praxis, 
Ort: Mari 

• Bildungswerk Erfurt: 
31.3.—2.4.1995, Die Parteien der Bun- 
desrepublik Deutschland und die künf- 
tige Entwicklung Deutschlands, Ort: 
Erfurt 

• Hermann-Ehlers-Bildungswerk 
Hamburg der KAS: 22.4.-23.4.1995, 
Überzeugen in der politischen Praxis, 
Rhetorik-Grundseminar für Frauen, 
Ort: Hamburg 

• Bildungswerk Marburg: 
27.3.—31.3.1995, Im Auftrag des Bür- 
gers, zum Wohl der Gemeinde — Kom- 
munalpolitik in der Praxis, Ort: Mein- 
hard-Grebendorf 

• Bildungswerk Münster: 
3.4.—7.4.1995, Familie auf dem Prüf- 
stand — Konzepte für eine familien- 
freundliche Politik, Seminar für Frauen 
und Kinder, Ort: Oberhundem 

^d die Schaffung von 300.000 neuen 
^"beitsplätzen, die gerechte Versorgung 
Jkr Schultypen mit Lehrern und der 
^bau der Bürokratie in der Landesver- 
J^tung. 
"issen wies daraufhin, daß im wirt- 
^aftlichen Strukturwandel zehn Jahre 
rPennt worden seien dank einer „tech- 
feindlichen, strukturkonservativen, 
Prusteten SPD", der nun eine zugleich 

"Menschliche und moderne CDU" entge- 
Jentrete. „Dabei setzen wir auf den akti- 
,en Staatsbürger, nicht aber den Staats- 
MinHQ„« ._ i :  
b en", so Linssen. 
trüber hinaus sollen durch neue För- 

JJernchtlinien 50.000 Sozialwohnungen 
jjr° Jahr entstehen. Weiterer Kernpunkt 
es Programms ist eine große Kraftan- 

j-^ngung zur Bekämpfung der Krimina- 
?*t in diesem Land. Dazu soll auch eine 
^'willige Sicherheitswacht beitragen, die 
'e Polizei bei ihren Aufgaben unterstüt- 

zen soll. Innenminister Herbert Schnoor 
sei ein „Sicherheitsrisiko" für Nordrhein- 
Westfalen. Die CDU will es nicht hinneh- 
men, daß Brücken und Autobahnen 
besetzt würden: „Wir werden die Innere 
Sicherheit nicht verkommen lassen." 
Den Bürgern in NRW, so Linssen, müsse 
im Wahlkampf deutlich werden, was am 
14 Mai auf dem Spiel steht: „Zukunft 
oder Vergangenheit, CDU oder SPD. 
Krempeln wir die Ärmel auf, wir schaffen 
es." 
Bei den Vorstandswahlen wurden die 
stellvertretenden Vorsitzenden Jürgen 
Rüttgers, Eckhard Uhlenberg, Norbert 
Lammert, Elke Wülfing und Irmgard 
Karwatzki in ihren Ämtern bestätigt. 
Zum Schatzmeister wurde Laurenz 
Meyer gewählt. Besonders erfreuliches 
Ergebnis der Vorstandswahlen: Dem 
neuen CDU-Landesvorstand gehören 35 
Prozent Frauen an. • 
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Gerster: Wir werden 1996 regieren! 
„Ich rufe Sie auf zu Gelassenheit, 
Entschlossenheit, Resolutheit, Sieges- 
willen, Treue zum Programm, Ehrlich- 
keit und Redlichkeit! Wenn Sie die 
Anfangsbuchstaben nehmen, kommen 
sie auf den Namen Gerster.** 

Der rheinland-pfälzische CDU-Landes- 
vorsitzende und Spitzenkandidat für die 
Landtagswahl 1996, Johannes Gerster, 
stimmte in einer kämpferischen Rede die 
Delegierten des Landesparteitages der 
CDU Rheinland-Pfalz am 21. Januar in 
Mülheim-Kärlich auf die Regierungs- 
übernahme im kommenden Jahr ein. Die 
CDU Rheinland-Pfalz will im Frühjahr 
1996 die SPD-geführte Landesregierung 
nach fünf Jahren wieder ablösen. 

Gerster vor den rund 600 Teilnehmern: 
„Die CDU will und wird Rheinland-Pfalz 
wieder regieren. Das Konzept der Sozial- 
demokraten, nach ihrem Wahlsieg bei der 
letzten Landtagswahl durch übervorsich- 
tiges Taktieren die strategische Mehrheit 
in Rheinland-Pfalz für sich zu gewinnen, 
ist nachweislich nicht aufgegangen." 

Der CDU-Landeschef betonte, daß die 
rheinland-pfälzische Union bei allen drei 
Wahlen 1994 — Kommunal-, Europa- 
und Bundestagswahl — stärkste politi- 
sche Kraft im Lande wurde. „Die Men- 
schen spüren, daß uns die Sorgen um 
Rheinland-Pfalz, um Land und Leute, 
umtreiben und daß wir um die besseren 
Konzepte ringen." 

Mittlerweile eröffnen sich „große Chan- 
cen", die Landtagswahl zu gewinnen. 
Hauptziel sei die Mehrheit und nicht ein 
Nachdenken über mögliche Bündnisse. 
Gerster wörtlich: „Koalitionspoker ist 
nicht unsere Sache. Wir setzen auf Sieg." 
Einigkeit und Selbstbewußtsein im Hin- 
blick auf die Landtagswahl 1996 demon- 

strierte die rheinland-pfälzische Union i" 
Mülheim-Kärlich. Die Delegierten veraD' 
schiedeten einstimmig Grundlinien für 
ein Wahlprogramm für die Landtags- 
wahlen. 
Die Grundlinien unter dem Motto „Die 
Kraft in Rheinland-Pfalz - CDU" setze" 
fünf Schwerpunkte mit der Schaffung 
von Arbeitsplätzen, der Reform der Vef' 
waltung, der Stärkung der inneren Sich6' 
heit, der Verbesserung der Bildung, Fof' 

Landesparteitag der 
rheinland-pfälzischen CDU 

in Mülheim-Kärlich 

schung und Technologie sowie in der 
Sicherung einer „vernünftigen Umwelt-' 
Jugend- und Familienpolitik". 
CDU-Spitzenkandidat Johannes Gerste' 
richtete in seiner häufig von Beifall und 
Jubel der Delegierten unterbrochenen 
Rede scharfe Angriffe an die Adresse def 

rheinland-pfälzischen SPD. Die Sozial^' 
mokraten hätten in den wenigen Jahrefl 
seit ihrer Regierungsübernahme 1991 
bereits abgewirtschaftet. In der SPD d«s 

Landes regierten „Mief und Muff, wo 
Offenheit und Souveränität gefragt 
wären, so Gerster. 
Zum inneren Zustand der Landespartei 
sagte Gerster, nach seiner Wahl Ende 
1993 sei die Rheinland-Pfalz-CDU 
schrittweise auf den Weg der Erneuern^ 
und der Stabilität gebracht worden. Zu 
diesen Anstrengungen zählte der Land«8' 
Vorsitzende auch die Wahl des ersten 
Generalsekretärs in der Geschichte der 
Landespartei. In dieses Amt wählten <Üe 

Delegierten den 56jährigen Jürgen Ha^' 
mann. Hartmann erhielt 325 von 359 gü'' 
tigen Stimmen und damit einen große«1 . 
Vertrauensbeweis. 
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Menschen in Arbeit - Arbeit für Menschen 

Dies ist das Motto der CDA-Bundes- 
tagung 1995. Zu diesem Motto ver- 

anstaltet die CDA einen bundesweiten 
Fotowettbewerb. Schirmherr dieses 
Wettbewerbes ist Bundesminister Nor- 
bert Blüm. Jeder kann mitmachen. 

Was ist zu tun? 
Jeder Teilnehmer schickt ein Foto im 
Format 24 x 30 (Farbe oder Schwarz- 
^eiß) an die CDA-Hauptgeschäfts- 
stelle. Die Fotos müssen auf der Rück- 
seite folgende Angaben enthalten: 
Name, Anschrift, Alter, Beruf und ggf. 
ßinen selbstgewählten Titel des Fotos. 
Jeder Teilnehmer erklärt sich damit 
unverstanden, daß sein Foto in die 
Ausstellung zur Bundestagung 95 auf- 

genommen wird. Die Prämierung ist 
nicht anfechtbar. Der Rechtsweg ist 
ausgeschlossen. Die Fotos werden 
nicht zurückgeschickt. 

Bitte beachten: Einzeln abgebil- 
dete Personen müssen mit der Veröf- 
fentlichung des Fotos einverstanden 
sein. Fragen Sie sie, bevor Sie uns das 
Bild schicken. Einsendeschluß ist der 
28. April 1995. 

Die Fotos werden von einer Jury aus- 
gewertet. Für die Einsender der prä- 
mierten Fotos winken attraktive Preise! 
Schicken Sie die Fotos an: 

CDA-Hauptgeschäftsstelle 
Johannes-Albers-Allee 3 
53639 Königswinter 

Aus der Bildungsarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

Die Eichholzer Foren dienen dem 
Dialog und der kontroversen Aus- 

einandersetzung über Zukunftsaufga- 
ben deutscher Politik. Weil dieses 
Angebot bisher so gut angenommen 
Worden ist, wird es für 1995 fortge- 
setzt. Vorgesehen sind fünf weitere 
Veranstaltungen. Die erste in der 
fteihe: 

Veranstaltung Nr. 35: 

'deen, Innovationen, Investitio- 
nen — Zukunftsmanagement 
Und technologie-politische 
Trends im Wettlauf um interna- 
tionale Konkurrenzfähigkeit 
9- Februar bis 11. Februar 1995 

V_  

Die wichtigsten Themen: 
• Politik als Moderator von Wirtschaft 
und Forschung 

• Innovationsoffensive in Industrie, 
Wissenschaft und Gesellschaft 
• Technische und juristische Hemm- 
nisse beim Wissens- und Technologie- 
transfer 
• Marktgerechtes Ausbildungssystem 
• Investitionen in Wachstumsmärkte 
• Die planlosen Eliten 

Weitere Informationen/Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Politische Bildung 
Bildungszentrum Eichholz 
Postfach 1331 
50387 Wesseling 
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Materialien 
der Frauen-Union 
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• Frauen knüpfen Netze 

für die Zukunft 
Der gleichlautende Beschluß vom 20. Bun- 
desdelegiertentag der Frauen-Union hat 
zum Ziel, die Vernetzung von Frauen und 
Fraueninitiativen zu fördern, um die Kennt- 
nis und Kompetenz der Frauen in einem 
Netzwerk zusammenzuführen. Der 
Beschluß „Frauen knüpfen Netze für die 
Zukunft" enthält viele Anregungen für die 
Arbeit der Frauen-Union, aber auch für die 
Zusammenarbeit mit Verbänden, Einzel- 
personen und mit anderen Netzwerken. 
Bestell-Nr.: 2963 
Verpackungseinheit: 50 Expl. 
Preis je Verpackungseinheit: 18,— DM 

• Vorfahrt für Familien 
Bestell-Nr.: 2969 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je Verpackungseinheit: 20,— DM 

• Partnerschaft von Frau und 
Mann in der CDU Deutschland* 

Diese Broschüre enthält die wichtigsten 
Parteitagsbeschlüsse der CDU zur politi- 
schen Gleichstellung von Frau und Mann 

Bestell-Nr.: 2105 
Verpackungseinheit: 50 Expl. 
Preis je Verpackungseinheit: 28,50 DM 

• Politik weiblich — 
Themen, Tips und Fakten 

Der vorliegende Leitfaden zur Zielgrup- 
penansprache soll Ihnen helfen, Lösung5' 
ansätze und Anregungen für die Vorbei' 
tung Ihrer Aktionen zu finden. 
Bestell-Nr.: 4602 
Verpackungseinheit: 10 Expl. 
Preis je Verpackungseinheit: 15,— DM 

Ein Leitfaden für die Zielgruppenarbeit mit Frauö" 

\Auti\ Teufel 

tucHrnn im DIM ZUKUHFT 

CDU 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 1164 
33759 Versmold 
Fax: 05423/41521 
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• Wir kriegen nichts geschenkt 
lautet der Titel dieses Faltblattes der 
Frauen-Union. Und damit das nicht so 
bleibt, ist dies das erste Faltblatt, mit dem 
s'e etwas anfangen können. Denn es ist 
Fa'tblatt und Geschenkpapier zugleich. 
Qröße: 67x46 cm 
ßestell-Nr.:2812 
^Packungseinheit: 50 Expl. 

reis je Verpackungseinheit: 20,— DM 

* Satzung der Frauen-Union 
^'t Beitragsregelung, Verfahrens- und 
^eschäftsordnung sowie mit den Adres- 
j^n aller Landesgeschäftsstellen der 

rauen-Union 

Jestell-Nr.:6613 
6rpackungseinheit: 10 Expl. 
reis je Verpackungseinheit: 11,70 DM 

Fahrradschlüssel 
»Stricklieseis Töchter 

a as neueste Werbemittel der Frauen- 
L ril0r> soll zeigen, daß die Frauen von 
, 6ü-te nicht nur mit der Strickliesel umge- 
j,en können, sondern wenn nötig bei 

eParaturen z. B. am Fahrrad dies auch 
6|ber erledigen können. 

^stell-Nr.: 9808 
^Packungseinheit: 25 Expl. 

reisje25Expl.:25 — DM 

Wir kriegen 

nichts 

geschenkt. 
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Wertvolle Tips für Urlaub mit Kindern 

• Familienurlaub 
Der Bundesfachausschuß Familienpo- 
litik hatte im letzten Jahr viele Familien 
dazu aufgerufen, ihre Erfahrungen 
zum Thema „Urlaub mit Kindern" auf- 
zuschreiben. Aus den zahlreichen 
Einsendungen ist nun die Broschüre 
„Familienurlaub" entstanden, die u.a. 
auch Tips und Hinweise für einen 
kostengünstigen Urlaub enthält. 
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